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Hinweis zu den Internetlinks

Einige Weblinks in dieser Broschire sind durch technische Verdande-
rungen im Satz wie z.B. Trennzeichen moglicherweise fehlerhaft.
Andere konnen durch Veranderungen auf den adressierten Websi-
tes ungliltig geworden sein.

Sie kdnnen die Vollstandigkeit der Links mit dem Mauszeiger priifen,
wenn dieser auf dem Link steht und Sie das angezeigte Tiptool mit
dem Druckbild vergleichen.

Download unter:

http:/ fwww.boell.de/publikationen/publikationen-mentale-in frastrukturen-schriften-oeko-
logie-11871.html

i

hitp://www.boell.de/publikationen,/publikationen-mentale-infrastrukturen-schriften-oeko-1
ogie-1187 L.html

Im Bild wird der Link zwar vollstandig ilbernommen, aber durch ein
Trennzeichen fehlerhaft. Sie kénnen den Fehler einfach im Browser-
Fenster korrigieren.

In anderen Féllen ist es einfacher, Sie suchen das Dokument liber
Ihre Suchmaschine.
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VORWORT

Als im Jahr 2001 die militdrische Intervention in Afghanistan begann, wurde die
Durchsetzung der Menschen- und Frauenrechte héufig als einer der Griinde fiir die
Intervention genannt; diese Rechte stehen bis heute ganz oben auf der Liste der Ziele
fiir das gesellschaftspolitische Engagement der internationalen Biindnispartner.
Fortschritte bei der politischen Beteiligung von Frauen und die allgemeine Verbes-
serung der Frauenrechte gelten als Barometer fiir die Demokratisierung des Landes.
Und in der Tat: Im Unterschied zur Zeit der Taliban-Herrschaft konnen sich Frauen
heute am 6ffentlichen Leben beteiligen und auf politische Entscheidungsprozesse
einwirken. Es gibt eine ganze Reihe von Erfolgen: Frauen waren an der ersten konsti-
tutionellen Ratsversammlung, der Loya Jirga, im Jahr 2003 beteiligt. Im Anschluss
daran wurde die Gleichberechtigung von Frauen und Ménnern als fester Bestandteil
in der afghanischen Verfassung verankert. Die afghanische Regierung unterzeich-
nete im selben Jahr vorbehaltlos die UN-Konvention zur Eliminierung von Gewalt
gegen Frauen (CEDAW). Eine im Jahr 2009 erlassene Verordnung verbietet Gewalt
gegen Frauen, und sie verurteilt Kinderehen. Dariiber hinaus geniefSen Frauen und
Maidchen heute einen besseren Zugang zu Bildungseinrichtungen und Gesundheits-
vorsorge. Frauen griinden Kleinunternehmen und arbeiten in nationalen und inter-
nationalen Organisationen. Bei den ersten Parlamentswahlen 2005 waren 91 Repra-
sentantinnen in das afghanische Parlament gewdhlt worden. Seit 2009 haben sie 69
von insgesamt 249 Sitzen im Parlament inne und halten sogar ein Direktmandat. Und
in diesem Jahr 2012 wurde ein Regierungskomitee zur Uberwachung der Umsetzung
der Resolution 1325 des UN-Sicherheitsrates, die die Partizipation von Frauen bei der
Konfliktpravention und -bearbeitung fordert, eingerichtet.

All diese Fortschritte sind ermutigend - aber sie sind auch fragil. Die Unterstiit-
zung der afghanischen Regierung fiir die Durchsetzung der Verfassungsrechte und
Gesetze hat liber die Jahre massiv nachgelassen. Die internationalen Geldgeber haben
diesem nachlassenden politischen Willen der Karzai-Regierung nichts bis wenig
entgegengesetzt und keinerlei Konsequenzen gezogen. Gewalt gegen Maddchen und
Frauen ist in Afghanistan nach wie vor an der Tagesordnung. Die Rechte der Frauen
miissen im Alltag um- und durchgesetzt werden, aber es fehlt allerorten am notwen-
digen Willen.

Viele Beobachterinnen und Beobachter befiirchten, dass bei der Ubergabe der
vollen politischen Verantwortung an die afghanischen Institutionen die Frauen-
rechte noch mehr vernachléssigt werden. Bei den sogenannten Friedensverhand-
lungen zwischen der afghanischen Regierung und den Aufstdndischen war bislang
nicht erkennbar, dass die in der Verfassung verankerten Frauenrechte auch wirklich
unantastbar bleiben.

Vorwort
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Insgesamt sind Frauen nur unzureichend in die Verhandlungen und Debatten
zum Ubergangs- und Friedensprozess im eigenen Land einbezogen. Vor allem die
Parlamentswahlen im Jahr 2015 werden zeigen, ob Frauen noch eine Chance haben,
sich reprasentativ und ohne Einschiichterung als Kandidatinnen und Wahlerinnen
einbringen zu kénnen.

Mit der vorliegenden Studie von Andrea Fleschenberg wollen wir einen Beitrag
leisten, die Situation der Frauen zu verbessern. Sie analysiert mogliche Strategien
und politische Perspektiven von Parlamentarierinnen und Frauenrechtsaktivistinnen
sowohl in der Zeit des Ubergangs als auch wihrend des Abzugs der internationalen
Truppen ab 2014. Dariiber hinaus beschreibt sie das Selbstverstandnis von Parlamen-
tarierinnen und fasst die Politikempfehlungen der Abgeordneten in Bezug auf Frieden
und Sicherheit in Afghanistan zusammen. Mit konkreten Empfehlungen richtet sich
die Studie direkt an politische Vertreterinnen und Vertreter auf nationaler und inter-
nationaler Ebene und zeigt, wie die Interessen und Bediirfnisse von Frauen wéhrend
des Ubergangs gestirkt werden kénnen. Ein weiteres Ziel ist es, politischen Akteu-
rinnen und Akteuren aus Afghanistan in nationalen und internationalen Debatten
iiber die Zukunft Afghanistans mehr Gehor zu verschaffen.

Die Studie wird durch einen Podcast zum Thema (ab Dezember 2012 unter www.
boell-afghanistan.org) und ein Policy Paper mit dem Titel «Afghanistan’s Transition
in the Making: Updates on women’s political participation» (ab 2013 unter der oben
genannten Webseite) ergdnzt. Eine Grundlage der vorliegenden Publikation ist die
Studie «Abgeordnete in Afghanistan: Konflikte, Kompromisse, Kollaborationen» von
Andrea Fleschenberg aus dem Jahr 2008, die sich mit der Alltagsrealitédt von afghani-
schen Parlamentarierinnen auseinandersetzt (www.boell.de/Publikationen).

An dieser Stelle danke ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Heinrich-
Boll-Stiftung in Kabul, Musarat Hussain, Neelab Hakim, Abdullah Athayi und Marion
Regina Miiller, fiir ihre Beitrdge zu diesem Projekt und der Autorin der Studie fiir
ihr Engagement, die komplexen Hintergriinde der Thematik sichtbar zu machen.
Mein ganz besonderer Dank gilt den Parlamentarierinnen und politischen Aktivist-
innen und Aktivisten aus der afghanischen Zivilgesellschaft, die seit langem mit der
Heinrich-Boll-Stiftung kooperieren und sich mutig fiir die Rechte von Frauen und die
Demokratisierung Afghanistans einsetzen.

Berlin, im November 2012

Barbara Unmiiflig
Vorstand der Heinrich-Boll-Stiftung

Afghanistan auf dem Weg zur Eigenstindigkeit Parlamentarierinnen und ihre politischen Strategien fir den Ubergang
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Zusammenfassung

Afghanistan ist ein ganz besonderer Fall einer militdrischen Intervention mit dem
gleichzeitigen Versuch der Demokratisierung und Staatsbildung. Das Land hat ein
hohes Maf$ an politischer und soziokultureller Gewalt und ideologisch bedingten
Missstdanden. Es zeigt gesellschaftliche, kulturelle, religiose und ethnische Briiche, die
teils in schwere Konflikte ausarten. Und es hat einen Mangel an politischen Eliten, die
das gesamte Land in den Mittelpunkt ihrer Bemiihungen stellen.

Frieden, Sicherheit und Konfliktlésung; Demokratie und Aufbau von Institu-
tionen; Menschenrechte und deren Schutz - dies alles wurde den nationalen und
internationalen Zuschauern auf beiden Seiten der Interventionsbiihne zu Beginn
dieses Jahrtausends versprochen. In Afghanistan wurden diese Versprechen gehort
und ernst genommen. Viele Akteure ergriffen die Gelegenheit zu Verdanderungen und
waren willens, die Jahrzehnte des Krieges und der Gewalt hinter sich zu lassen. Zwolf
Jahre spéter, Ende 2012, verkiinden dieselben internationalen Interventionsakteure,
dass die erste Ubergangsphase demnichst - ihren Worten nach (mehr oder weniger)
erfolgreich - abgeschlossen sei und eine neue, in eigenstédndiger afghanischer Verant-
wortung durchgefiihrte Phase beginnen werde.

Das Jahr 2014 konnte sich allerdings in vielerlei Hinsicht als Wendepunkt
erweisen: Der angekiindigte Abzug der internationalen Truppen aus Afghanistan und
die anstehenden Wahlen werden entscheidende Auswirkungen auf den Ubergang und
den Friedensprozess in Afghanistan haben. Das wirft Fragen auf iiber die Richtung
und die Geschwindigkeit der Transformation, ihren Zeitplan und die Unterstiitzung
durch die internationale Gemeinschaft (das betrifft vor allem die Prdsenz im Land,
gleich ob zivil und/oder militdrisch, und die Bereiche Ressourcen, Monitoring, also
die Wirkungsbeobachtung, und Kapazititsentwicklung). In den nationalen und inter-
nationalen Debatten gehen die Meinungen iiber die Fortschritte und Plédne ausein-
ander: von «zu spit, zu viel» und «mehr ist nicht moglich», tiber «gut genug», «zu friih,
zu wenig» bis hin zu «sich weiterhin engagieren».

Die nationalen und internationalen Debatten werden von einigen wenigen
Akteuren beherrscht, und trotz geleisteter Versprechen und Verpflichtungen zur
Einhaltung der UN-Resolution 1325 werden die Stimmen der afghanischen Frauen
selten gehort, wahrgenommen oder berticksichtigt. Dabei sind es sehr wahrschein-
lich gerade die Frauen, die vom Ubergang am meisten beeintridchtigt werden: sei
es, weil es zu einer fiir die Frauen nachteiligen Abmachung iiber die Machtteilung
oder zu einem Versshnungsabkommen zwischen der Regierung und den Aufstdndi-
schen kommen konnte; sei es, weil die geschlechtsspezifischen Errungenschaften des
letzten Jahrzehnts im Bildungs- und Gesundheitswesen und bei der sozio6konomi-
schen und politischen Partizipation gefihrdet sind; sei es aufgrund ihrer geschlechts-
spezifischen Verwundbarkeit oder des Fehlens eines tragfahigen sozialen Netzwerks.

Zusammenfassung
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Angesichts der Erfahrungen vergangener Jahrzehnte, insbesondere ab den frithen
1990er Jahren, sind die meisten der in der Studie befragten Frauen der Meinung,
dass der Spielraum fiir das Lobbying und die Durchsetzung von Gleichstellungs-
mafSnahmen sich letztlich verringern wird und dass die Frauenrechte wieder einmal
zur Verhandlungsmasse bei einem moglichen Machtteilungsabkommen werden
konnten, wodurch die Beteiligung von Frauen an der Offentlichkeit und ihr Zugang
zu staatlichen Institutionen stark beschnitten wiirde. Die Befiirchtungen gehen sogar
in Richtung eines Riickfalls in die Autokratie, einer riickwértsgewandten Entwicklung
oder einer Aufkiindigung aller Errungenschaften. Anzeichen dafiir finden sich in den
stindig zunehmenden Konflikten und der Gewalt gegen Frauen sowohl in Regionen,
in denen die Sicherheitsverantwortung schon an die Afghanen tibergeben wurde, als
auch in denen, wo dies noch aussteht.

Nach einer Studie aus dem Jahr 2008 {iber Genderaspekte beim Aufbau der politi-
schen Institutionen in Afghanistan geht die vorliegende Studie nun dem Zusammen-
hang zwischen Genderfragen und der Ubergangsphase ab 2014 nach. Zu diesem
Zweck fiihrte die Autorin in der ersten Septemberhélfte 2012 in Kabul detaillierte
Interviews mit Frauenrechtlerinnen und Parlamentarierinnen durch. Die Frauen
wurden {iiber ihr Verstdndnis und ihre Wahrnehmungen folgender Themen befragt:
(i) Probleme, Anliegen, Interessen und Agenden in der Zeit nach der Intervention von
2001 und fiir die Zeit nach dem Ubergang 2014; (ii) was «Transition» fiir sie eigent-
lich bedeutet und beinhaltet; (iii) die Auswirkung des Ubergangs auf die erst kiirzlich
eingerichteten politischen Institutionen sowie auf ihre eigene Arbeit und die eigenen
Agenden; (iv) die Rolle der internationalen Gemeinschaft nach 2014; und schliefSlich
(v) ihre Vorstellungen von Afghanistan im Jahr 2024, zehn Jahre nach dem vermutlich
vollstindigen Abzug der internationalen Truppen und einem weiteren Jahrzehnt der
Transformation.

Bei der Analyse der gesammelten Wahrnehmungen und Berichte kristallisiert
sich eine spezifische Debatte iiber die Transition nach 2014 in Afghanistan heraus.
Aus den meisten Antworten ist herauszuhoren, dass die Frauen von einer lang andau-
ernden, deutlichen Abhéngigkeit von externen Akteuren und deren Ressourcen - im
mentalen wie materiellem Sinn - ausgehen. Dies steht im Gegensatz zu der geplanten
politischen und militdrischen Eigenverantwortung nach 2014. Welches normgebende
Regime, welche politischen Akteure werden in dem Post-2014-Szenario dominieren?
Konnen die fragilen und prekdren Schritte in Richtung Staats- und Institutionen-
aufbau - einschliefdlich der konstitutionell und gesetzlich festgeschriebenen Bestim-
mungen zur Gleichstellung der Geschlechter - aufrechterhalten und weiter gegangen
werden? Oder wird es einen Riickwértstrend, eine Umorientierung des Systems
geben? Werden die prekdren o6ffentlichen Diskurs- und Handlungsspielrdume fiir
Demokratisierungsakteure bestehen bleiben und ein dauerhaftes Engagement
ermoglichen? Welchen Einfluss werden Unterstiitzung, Beobachtung und Druck von
auflen auf lokale und regionale Ereignisse und Prozesse wie Wahlen, Friedens- und
Machtteilungsverhandlungen oder der Einfluss der Nachbarldnder haben? Welche
bleibenden Auswirkungen wird die Intervention von 2001 auf die afghanische Politik
und Gesellschaft haben? Wird diese Intervention lediglich als eine weitere Episode

Afghanistan auf dem Weg zur Eigenstindigkeit Parlamentarierinnen und ihre politischen Strategien fir den Ubergang
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auslandischer Besatzung mit anschliefSendem Riickfall in einen Konflikt und einem
allgemeinen Riickschritt in die Geschichte eingehen?

Eine Durchsicht der Erfolgs- und Erfahrungsgeschichte bisheriger (inter)natio-
naler Konferenzen, bei denen es um Fragen der Ubergangsphase und der Rolle
der internationalen Gemeinschaft ging, ergab, dass eine geschlechtsspezifische
Ubergangsagenda und die Anliegen von Frauen von Anfang an in den verschiedenen
Ubergangspolitiken skizziert und kommuniziert wurden. Wihrend Fortschritte im
Bereich der aktiven politischen Beteiligung von Frauen und die Sicherstellung einer
Grundversorgung héufig als positive Errungenschaften des Interventionsjahrzehnts
genannt werden, hinterfragen andere wiederum, wie umfangreich und tiefgehend
diese Errungenschaften wirklich sind und ob sie von Dauer sein werden. Frauen-
rechte und die Partizipation von Frauen beim Ubergang werden zur Bewihrungs-
probe - fiir die Befragten mit einem bisher eher negativen Resultat.

Die Frage, was der Ubergang fiir die Frauen Afghanistans bedeutet, wurde von den
Betroffenen ansatzweise beantwortet; die Diskussionen dariiber begannen bereits
frith auf landesweiter Ebene. Frauenrechtsaktivistinnen stellen jedoch vor allem in
Frage, ob internationale Akteure die Perspektiven und Interessen von Frauen wirklich
ernst nehmen und berticksichtigen. Und Frauenaktivistinnen fassen die relevanten
Entscheidungsprozesse als madnnlich-dominiert und sogar als eine ausschliefilich
Miénnern vorbehaltene Angelegenheit auf - dhnlich wie die dominierenden afgha-
nischen Ubergangsakteure. Eine grof3e Zahl der befragten Frauenrechtsaktivistinnen
(allerdings eine geringere Zahl der Parlamentarierinnen) kritisiert, dass den Frauen
in nationalen und internationalen Verhandlungen zu wenig Raum gewéhrt und
kaum Gehor geschenkt werde. Sie zweifeln an der Reprasentativitdt und Effektivitit
der wenigen Frauen, die an den Verhandlungstischen sitzen. Diese hdtten zu wenig
bewirkt, und ihre Prdsenz sei nur symbolisch und diene als reines Aushédngeschild.

In jedem im Rahmen dieser Studie gefiihrten Gesprédch iiber Afghanistans
Ubergang fielen frither oder spiter die im Folgenden genannten Begriffe, die als
grundlegende Voraussetzungen oder Kriterien fiir den Erfolg eines Prozesses aufge-
fasst werden: «verantwortlich», «transparent», «rechenschaftspflichtig», «partizipa-
torisch-inklusiv», «gendersensitiv» und «interdependent». Von einem Gesprach zum
anderen dnderte sich zwar die Reihenfolge, in der die verschiedenen Prozessbestand-
teile oder Schwerpunktthemen angesprochen wurden, aber letztlich wurden fast
immer alle oben angefiihrten Qualititen als notwendig fiir den Ubergang hervorge-
hoben.

Die Mehrheit der interviewten Parlamentarierinnen und zivilgesellschaftlichen
Aktivistinnen haben sich gegen einen vollstindigen Abzug der militdrischen und/
oder zivilen Akteure der internationalen Gemeinschaft bis zum Jahr 2014 ausgespro-
chen; sie halten ihn fiir verfriiht. Diese Meinung ist nicht neu; sie wurde in den inter-
nationalen Medien und den o6ffentlichen Debatten immer wieder verbreitet. Dieser
Argumentation zufolge muss die internationale Gemeinschaft das bisher von ihr
Erreichte, die zugesagten Mittel und die durchgefiihrten Projekte sichern und weiter
ausbauen, um einen Riickfall in einen transnationalen Konflikt und eine erneute
Machtergreifung fritherer frauenfeindlicher Regime zu verhindern.

Zusammenfassung
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Nach wie vor werden der internationalen Gemeinschaft weitreichende Aufgaben
und Rollen zugewiesen, was in gewissem MafSe die Schritte zu einer Starkung der
Eigenverantwortung, zu einer Reduzierung der Abhéngigkeit von externen Kriften
und einer Starkung der Autonomie gefihrdet. Die internationale Gemeinschaft soll
(i) in die Entwicklung und den Aufbau von Kapazitiiten investieren - zur Erfilllung
menschlicher, sozialer, wirtschaftlicher, politischer und sicherheitstechnischer Anfor-
derungen; (ii) die Finanzierungsliicken fiillen - durch Hilfen fiir den Staatshaushalt
und mehr direkte Finanzierungen in den kommenden Jahren; (iii) Unsicherheiten
und Instabilitiiten reduzieren, die durch Korruption, Drogen oder Aufstinde verur-
sacht sein konnen; (iv) Demokratie auf staatlicher Ebene institutionalisieren und die
Zivilgesellschaft unterstiitzen.

Sowohl Frauenrechtsaktivistinnen als auch Parlamentarierinnen sehen die inter-
nationalen Interventionsakteure und die internationale Gemeinschaft ganz allge-
mein gewissermafSen in der Verantwortung und in der Pflicht, und zwar weit iiber das
aktuelle Abzugs- und Ubergangsszenario von 2014 hinaus.

«Sich weiterhin zu engagieren» im Rahmen einer «verantwortlichen, inklusiven,
partizipatorischen und gendersensiblen Transition» ist die Voraussetzung fiir einen
minimalen Erfolg der initiierten Verdnderungen, die in dem immer noch konfliktbe-
ladenen System Afghanistans nach wie vor dufierst instabil und umkampft sind. Das
Ausmaf eines solchen Engagements und die eingesetzten Instrumente sollten nicht
zwangsldufig einem weiteren Ausbau der Sicherheitsstrukturen und einer Militarisie-
rung unterliegen, sondern vielmehr neu iiberdacht und einer inklusiven Bewertung
und Wirkungsbeobachtung durch alle relevanten Akteure - nicht nur durch die tradi-
tionellen und neokonservativen Machthabenden - unterworfen werden. Die bisher
gemachten Zusagen sollten die Grundlage bilden fiir den Umgang der internatio-
nalen Gemeinschaft mit den afghanischen Akteuren, die engagiert fiir Verdnderungen
kimpfen und dabei ihr Leben aufs Spiel setzen - und die nach 2014 nicht einfach
«aussteigen» konnen oder wollen. Es sind bereits bedeutende Schritte gemacht
worden, und diese gefdhrdeten Errungenschaften sollten gesichert werden.

Angesichts der historischen Vermichtnisse, der vor Ort identifizierten Bediirf-
nisse, der vielschichtigen Herausforderungen und allem, was beim Ubergang in
Afghanistan auf dem Spiel steht, scheint die bisherige Rolle der internationalen Inter-
ventionsakteure - auch angesichts kiinftiger Interventionsszenarios - die Beschrei-
bung «gut genug» nicht verdient zu haben. Das Afghanistan nach 2014 sollte nicht zu
einem negativen Prézedenzfall fiir die Risiken und Ergebnisse internationaler Inter-
ventionen werden.

Afghanistan auf dem Weg zur Eigenstindigkeit Parlamentarierinnen und ihre politischen Strategien fir den Ubergang
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Dank

Ohne die Unterstiitzung der Menschen, iiber die ich schreibe, wére diese Studie nicht
moglich gewesen. Wie wichtig ihre Kraft und Energie war, kann kaum ausreichend
gewiirdigt werden. Es sind mutige Frauen und Menschenrechtlerinnen, Femokra-
tinnen im wahrsten Sinne des Wortes, die tagtédglich trotz der gefdhrlichen Lage
unabléssig fiir einen gesellschaftspolitischen Wandel kdmpfen, auch wenn dabei
ihr Leben und das ihrer Familien immer wieder auf dem Spiel steht - und sie nicht
wissen, was nach 2014 geschehen wird, wenn sie auf sich allein gestellt sein werden.
Trotz voller Terminkalender haben sich viele von ihnen die Zeit genommen - schon
zum zweiten Mal nach 2007/08 - unsere zahlreichen Fragen zu beantworten und
ihre Ideen, Triume und Angste mit uns zu teilen - tashakor!!! Besonderer Dank geht
auch an Marion Regina Miiller, die mich um diese weitere Studie gebeten hat, und
an das gesamte Team der Heinrich-Boll-Stiftung in Kabul, das trotz sicherheitstech-
nischer und logistischer Schwierigkeiten die Interviews auf jede erdenkliche Art und
Weise mit organisiert hat. Auflerdem gebiihrt besonderer Dank Abdullah Athayi,
dem «Mann hinter den Kulissen» (zumindest zeitweise), der unsere Recherchen, die
wesentlich fiir diese Studie waren, engagiert unterstiitzt hat. Nicht zuletzt geht auch
ein tashakor an Nadeem, der uns stets sicher und ruhig durch den hektischen Verkehr
und iiber schwierige StrafSen gefiihrt hat. A.FE

Dank
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Afghanistan im Wandel -
Probleme, Aufgabhen und
Verpflichtungen

«Wie ich bereits in Kabul betont habe, diirfen die hart erkdmpften Frauenrechte
und die Rechte aller Afghaninnen und Afghanen nicht riickgdngig gemacht,
darf die aufbliihende Zivilgesellschaft nicht zerstort werden.»

Hillary Clinton im Oktober 2011, zitiert nach Smith 2011: 2-3

«(...) wir haben uns stets felsenfest dafiir eingesetzt, die Gleichberechtigung der
Geschlechter und die Stdrkung von Frauen in allen Lebensbereichen auszu-
bauen.»

Hamid Karsai im Jahr 2008, zitiert nach Smith 2011: 3

Zu Beginn des Jahrtausends wurde national wie international versprochen, in
Afghanistan Frieden zu schaffen, fiir Sicherheit zu sorgen, Konflikte zu 16sen sowie
Demokratie, den Aufbau von Institutionen, Menschenrechte und deren Wahrung
erheblich voranzubringen. In Afghanistan, dem Ziel der Intervention, wurden solche
Versprechen begriifit, und viele Akteure, die an gesellschaftspolitischen Verdnde-
rungen interessiert waren, weil sie Jahrzehnte des Kriegs und der Gewalt hinter sich
lassen wollten, nahmen diese sehr ernst. Heute, Ende 2012, erkldren die Tréger der
internationalen Intervention, die erste Phase des Ubergangs sei demnichst - ihren
Worten nach (mehr oder weniger) erfolgreich - abgeschlossen und eine neue Phase
beginne, bei der die Verantwortung auf ortliche Krifte iiber gehe. Damit wird der
Begriff des Ubergangs gleichgesetzt mit einer «Ubergabe der Verantwortung», mit der
selbstbestimmten Setzung von Schwerpunkten - und eben nicht mehr als gleichbe-
deutend mit Wandel im eigentlichen (politischen) Sinn des Begriffs verstanden (eine
detaillierte Analyse des Ubergangsprozesses findet sich bei Stapleton 2012).

Das Jahr 2014 konnte sich in vielerlei Hinsicht als Wendepunkt erweisen. Der
angekiindigte Abzug der internationalen Truppen aus Afghanistan (und héchstwahr-
scheinlich auch vieler ziviler Entwicklungsorganisationen) bedeutet, dass rasch iiber
neue, lebendige Prozesse entschieden werden muss, es neue Herausforderungen
zu bewdiltigen, neue Fragen zu beantworten gilt. Vermutlich hat die geplante Phase
des Ubergangs bereits begonnen, und zu ihr gehéren neben Frieden und Versoh-
nung auch soziodkonomische und politische Prozesse des Ubergangs. Die Richtung,
die dieser Ubergang nimmt - riickwértsgewandt, statisch oder fortschrittlich -, der
Zeitplan dafiir, seine Unterstiitzung durch Ressourcen und den Aufbau von Kompe-
tenzen werden nach wie vor kontrovers diskutiert werden - und das national wie
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international -; und die Positionen werden reichen von «zu spét, zu viel», «mehr ist
nicht moglich», tiber «gut genug», «zu friih, zu wenig» bis hin zu «weiter eingebunden
bleiben».

Man muss einige der Schliisselbegriffe, die in nationalen und internationalen
«Erzdhlungen» und Debatten laufend verwendet werden, unter die Lupe nehmen,
um einordnen und begreifen zu konnen, wie afghanische Frauenrechtlerinnen und
Parlamentarierinnen die Lage in ihrem Land wahrnehmen, was sie fordern und auf
welche Strategien sie setzen. Fiir sie kommt der geplante Ubergang «zu friih» - friiher
als verantwortbar und nachhaltig -, er hat «<zu wenig» Substanz, als dass sich Mitbe-
stimmung und Teilhabe herstellen lief3en, und es wird auch «zu wenig, zu spat» dafiir
getan, das Erreichte, die Pfade, die sich aufgetan haben und die sich schrittweise
entfaltende Dynamik des Ubergangs, zu sichern und erfolgreich weiterzufiihren.

Vorsorge, Schutz und Wiederaufbau sind die drei Grundsitze des von der UNO
formulierten Prinzips der Schutzverantwortung (Responsibility to Protect, R2P).
Durch dieses Prinzip versucht die Staatengemeinschaft, eine normative Ordnung
festzulegen und internationale Interventionen zu legitimieren - ganz gleich, ob diese
von den Vereinten Nationen selbst oder durch eine regionale Organisation wie die
Europdische Union autorisiert werden. Zu diesem Konzept geh6ren nicht nur vorbeu-
gende und operative Grundsitze fiir militdrische Interventionen, es umfasst auch
einen Themenkatalog fiir intervenierende Akteure oder Biindnisse von Akteuren
aller Art, durch die menschliche Sicherheit, ein abgestimmtes Vorgehen mit zivilen
(humanitiren) Akteuren und die Verhéltnisméfigkeit der Mittel garantiert werden
sollen, und der dariiber hinaus auch Zusagen fiir einen politischen, wirtschaftlichen
und sozialen Wiederaufbau enthilt - das heifst dafiir, die Grundlagen zu schaffen, die
es erlauben, sich aus Konflikten verantwortungsvoll zuriickzuziehen, sie zu 16sen,
und zu verhindern, dass Gewalt oder gar Krieg erneut aufflammen. Diese globalen
normativen Eckpfeiler beschreiben nicht nur Formen gewaltsamer Intervention, sie
beschreiben auch Formen gewaltfreien Eingreifens, durch das Konflikte geschlichtet
und gel6st sowie Aufbaumafinahmen gefordert werden kénnen (Wheeler und
Bellamy 2005). Das Prinzip Vorsorge, Schutz und Wiederaufbau beschreibt (unter
Beriicksichtung der spezifischen Bediirfnisse der Geschlechter) Mindeststandards
fiir einen mehrdimensionalen Prozess des Ubergangs: (i) Vorgesorgt werden soll,
damit es nicht erneut zu Gewalt, Rechtsverletzungen und Zerstérungen kommt - und
gleichermafien soll Vorsorge fiir einen «Friedens- und Verséhnungsprozess» getroffen
werden, an dem die gesamte Bevolkerung Anteil hat; (ii) geschiitzt werden sollen die
vielfdltigen erzielten Errungenschaften, die Handlungsspielrdume, die fiir Zivilge-
sellschaft und Entwicklungspolitik geschaffen wurden, sowie die festgeschriebenen
Rechtsnormen und Beteiligungsrechte; und (iii) wiederaufgebaut werden sollen das
Sozialgefiige, das Vertrauen, die verloren gegangene Zuversicht sowie die soziale,
politische und wirtschaftliche Infrastruktur - und nicht zuletzt die Kompetenzen, die
eine friedliche, autarke, afghanische islamische Demokratie im Jahr 2025 bendétigen
wird.

Dariiber hinaus wurde Ende 2011 auf dem Gipfel von Busan das Konzept eines
«New Deal» fiir Entwicklungszusammenarbeit, Hilfsleistungen und Grundlagen fiir
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dauerhaften Frieden vorgestellt und Afghanistan als Pilotprojet benannt. Im Rahmen
einer gemeinsamen Vereinbarung aller beteiligten Interessengruppen und im Geiste
des beschworenen Zusammenhangs zwischen Hilfsleistungen, Sicherheits- und
sonstiger Politik wurde eine Reihe von Zielen umrissen: MafSnahmen miissen politisch
legitimiert sein - speziell, was die Beteiligung aller Betroffenen an Friedensverhand-
lungen angeht; Sicherheitspolitik muss die Menschen in den Mittelpunkt stellen, und
den Menschen miissen Rechtsmittel zur Verfiigung stehen; hinzu kommt, wirtschaftlich
und finanzpolitisch muss die Féhigkeit geschaffen werden, grundlegende Dienstleis-
tungen anzubieten (CARE 2012: 5-6).

Dariiber hinaus muss man verstehen, dass «Ubergang» in erster Linie einen
Prozess des soziokulturellen, wirtschaftlichen und vor allem politischen Wandels
meint - einen Prozess also, der seit den 1980er Jahren eng mit «Demokratisierung»
verbunden ist. Demokratisierung ist jedoch, dhnlich wie «Demokratie» selbst, ein
umstrittener Begriff, und die Vorstellungen dariiber gehen auseinander - sowohl
was qualitative und quantitative Merkmale wie auch die beteiligten Krifte und den
Verlauf betrifft. Unterschiedliche Traditionen und Zusammenhinge fithren zu jeweils
anderen Prozessen, Wegen des Ubergangs, Politikformen und, je nach Gemeinwesen,
abweichenden Ergebnissen - die von (Biirger-)Kriegen und dem Zusammenbruch
eines Staats iiber halb-autokratische Regierungs- und andere Mischformen, iiber
nur pro forma oder aber tatsidchliche, gefestigte Biirgerdemokratien, bis hin zum
Zerfall von Demokratie und einem Riickfall in autokratische Herrschaftsformen oder
Konflikte reichen konnen - wobei labile, abhédngige «Empfangerdemokratien» einen
Sonderfall darstellen. Angesichts der Interventionen von aufien, der unerfiillten
Erwartungen im Lande selbst und der sich daraus ergebenden Delegitimierung derje-
nigen, die mit Férderung bzw. Unterstiitzung von aufSen den Wandel vorantreiben,
ist insbesondere letztgenannte Demokratieform in Gefahr, von antidemokratischen
Kriften «gekapert» zu werden oder zu labilen oder nicht nachhaltigen Ubergangspro-
zessen zu fithren (Burnell 2011).

Im Sommer 2012 legte die afghanische Regierung ihre Vorstellungen fiir das
kommende Jahrzehnt des Ubergangs sowie ihre langfristigen Entwicklungsziele
vor: «Aufbau einer Basis fiir Eigenstdndigkeit, Wohlstand, Stabilitdt und Frieden in
unserem Land» mit dem «Ziel eines sicheren, unabhéngigen Afghanistan» (Islami-
sche Republik Afghanistan 2012: 3, 7-8). Die Gleichstellung der Geschlechter bildet
dabei ein Querschnittsthema. Auf den wenigen im Bericht enthaltenen Fotografien
sind héufig afghanische Frauen zu sehen, die sich aktiv an Entwicklung und Politik
des Landes beteiligen. Vor allem aber wird hier wiederholt der besondere Stellenwert
von Frauenfragen und Frauenrechten hervorgehoben, und frauenspezifische Errun-
genschaften werden herausgestellt: «Die Rolle der Frauen in der Gesellschaft hat an
Bedeutung gewonnen: 27 Prozent der Parlamentsabgeordneten sind Frauen, und
viele Frauen haben erfolgreich Fiihrungsrollen in Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft iibernommen und spielen eine Vorbildfunktion» (ebd.: 6). Die Regierung Karsai
betont die Bedeutung zivilgesellschaftlicher Mitwirkung (ebd.: 22) und verpflichtet
sich zur Umsetzung der UN-Resolution 1325, um dariiber hinaus
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«sicherzustellen, dass afghanische Frauen auch tatséichlich bereits in vorbe-
reitende Planungen sowie dann in den Verséhnungs- und Ubergangsprozess
eingebunden sind. Die Rechte von Frauen, Mddchen, Kindern und ethni-
schen Minderheiten zu schiitzen, ist nach wie vor eine wichtige Prioritdt der
Regierung und wird auch wdihrend des Jahrzehnts des Ubergangs Top-Thema
bleiben (...)» (ebd.: 21).

Diese Verpflichtungen und Versprechen stirken den Einfluss der Aktivistinnen und
Parlamentarierinnen, die im Rahmen dieser Studie befragt wurden.

Grundsitzliches, Methodik und ein Uberblick

Bei Afghanistan handelt es sich um den Sonderfall einer militdrischen Intervention,
die gleichzeitig mit Staatsbildung und Demokratisierung ablaufen soll - und das in
einem Land, das ein hohes Maf$ an politischer und soziokultureller Gewalt kennt,
durch ideologisch verwurzelte Feindschaften und sich iiberschneidene Verwerfungen
gepragt ist, dem meritokratische, kohdrente politische Eliten sowie ein soziales Gefiige
weitgehend fehlen und das von anhaltenden Konflikten und Aufstdnden gezeichnet
ist.

Die nationalen und internationalen Debatten werden von einigen wenigen
Akteuren beherrscht, wihrend andere Stimmen ungeachtet geleisteter Versprechen
und Verpflichtungen, die UN-Resolution 1325 einzuhalten, selten gehort, wahrge-
nommen oder bertiicksichtigt werden - was speziell fiir die afghanischen Frauen gilt.
Dabei sind es wahrscheinlich gerade die Frauen, die vom Prozess des Ubergangs
am meisten betroffen sein werden - sei es, weil es zu einer Machtteilung oder einer
Aussohnung zwischen Regierung und Aufstdndischen kommt; sei es, weil die im
Laufe des letzten Jahrzehnts erreichten geschlechterspezifischen Errungenschaften
im Bildungs- und Gesundheitswesen sowie bei der sozio6konomischen und politi-
schen Teilhabe nicht ausreichend abgesichert sind; sei es, weil sie besonders
verwundbar sind und es an einem tragfdhigen Netzwerk von Unterstiitzern fehlt. Die
Erfahrungen der vergangenen Jahrzehnte und insbesondere seit den frithen 1990er
Jahren lassen die meisten der befragten Frauen zu dem Schluss kommen, der Spiel-
raum, Gleichstellungsmafinahmen zu erkdmpfen und durchzusetzen, werde letztlich
wohl schrumpfen, und Frauenrechte kénnten, bei einem moglichen Abkommen,
die Macht zu teilen, einmal mehr Teil der Verhandlungsmasse sein. Im Ergebnis
wiirden dadurch das 6ffentliche Engagement von Frauen und ihr Zugang zu staatli-
chen Einrichtungen stark beschnitten. Befiirchtet wird, dass die Entwicklung zurtiick
zu autoritiren Regierungsformen geht, der Ubergang einen Riickschritt darstellt
und erzielte Errungenschaften zunichte gemacht werden. Anzeichen dafiir sind die
zunehmende Zahl von Konflikten und die Gewalt gegen Frauen sowohl in Regionen,
in denen die Sicherheitsverantwortung schon an afghanische Stellen iibergeben
wurde, als auch in solchen, wo dies noch aussteht.

Aufbauend auf eine frithere Studie iiber Genderaspekte bei der Bildung politischer
Institutionen in Afghanistan, geht die vorliegende Untersuchung dem Zusammen-
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hang zwischen Geschlecht und Ubergang ab 2014 nach. In der ersten Septemberhilfte
2012 wurden dazu in Kabul 25 ausfiihrliche Interviews auf Dari oder Englisch gefiihrt,
und es fand eine Gruppendiskussion mit Frauen- und Menschenrechtlerinnen sowie
weiblichen Abgeordneten (sowohl erneut als auch erstmals gewdhlten) statt. Befragt
wurden insgesamt 18 Parlamentarierinnen, zwolf zivilgesellschaftliche Aktivistinnen
und zwei Regierungsvertreterinnen hinsichtlich folgender Themen: (i) Probleme,
Anliegen, Interessen und Themenkataloge aus der Zeit nach der Intervention von
2001 sowie fiir die Zeit nach dem Ubergang ab 2014; (ii) die Bedeutung und der Inhalt
von «Ubergangy; (iii) die Folgen des Ubergangs fiir die noch recht neuen politischen
Institutionen sowie fiir ihre eigene Arbeit und Schwerpunkte; (iv) die Rolle der inter-
nationalen Gemeinschaft nach 2014; und schliefilich (v) ihre Vorstellungen davon,
wie Afghanistan im Jahr 2024 aussehen soll - zehn Jahre nach dem wahrscheinlich
vollstindigen Abzug der internationalen Truppen und einem weiteren Jahrzehnt des
Ubergangs. Um sicherzustellen, dass die Parlamentarierinnen reprisentativ fiir die
weiblichen Abgeordneten des afghanischen Unterhauses, der Wolesi Dschirga, sind,
wurden Frauen aus verschiedenen Provinzen und mit unterschiedlichen politischen
Erfahrungen und Einstellungen sowie aus verschiedenen Altersgruppen befragt.
Die zivilgesellschaftlichen Aktivistinnen und die Regierungsvertreterinnen wurden
anhand eines zielgerichteten Stichprobenverfahrens ausgewihlt - viele von ihnen
hatten bereits an der ersten Studie teilgenommen. Aufierdem wurden fiir diese Studie
auch informelle Gesprdche mit midnnlichen Abgeordneten und Vertretern von Think-
Tanks beriicksichtigt.

Die erhobenen Wahrnehmungen und Erzdhlungen belegen: Es gibt eine ausge-
prigte Debatte dariiber, wie der Ubergang ab 2014 aussehen soll - und das weniger
im herkémmlichen Sinn einer Auseinandersetzung {iber den soziopolitischen und/
oder wirtschaftlichen Wandel, sondern eher im Sinn von Diskursen aus den Berei-
chen der Genderstudien und der feministischen Politikwissenschaft zu Gender und
Ubergang. Zudem ist hiufig herauszuhéren, dass die meisten Befragten anhaltend
und ausgeprigt von externen Akteuren und deren Mitteln abhédngen - im ideellen wie
materiellem Sinn -, was der geplanten Absicht widerspricht, nach 2014 die politische
und militdrische Verantwortung an ortliche Kréfte zu iibergeben. Welches Regel-
werk, welche politischen Akteure werden ab 2014 vorherrschen? Koénnen die labilen
Fortschritte beim Aufbau von Staat und Institutionen - wozu auch die in Verfassung
und in Gesetzen festgeschriebene Gleichstellung der Geschlechter gehort - aufrecht-
erhalten und ausgebaut werden? Oder wird sich die Entwicklung umkehren, wird das
System umgekrempelt werden? Werden die unsicheren 6ffentlichen Raume, in denen
Diskurse stattfinden und in denen die demokratischen Akteure handeln kénnen,
erhalten und Engagement dauerhaft moglich bleiben? Welche Rolle wird die Unter-
stiitzung, Beobachtung und der Druck von aufien auf lokale und regionale Abldufe
wie Wahlen und Verhandlungen iiber Frieden und Machtteilung haben? Und welche
Rolle werden die Nachbarstaaten dabei spielen? Wie ist es um die bleibenden Folgen
der Intervention von 2001 auf die afghanische Politik und Gesellschaft bestellt? Wird
die Intervention lediglich eine weitere Episode ausldndischer Besatzung sein, nach
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deren Ende die Reformen riickgingig gemacht werden und auf die erneut Konflikte
folgen?

Die folgenden Ausfiihrungen sind weniger eine «Priifung der Wirklichkeiten»,
weniger eine Einschdtzung der «Tatsachen vor Ort», es geht vielmehr darum, Vorstel-
lungen, Meinungen, Themenkataloge und Forderungen einer konkreten, entschei-
denen und erheblich gefihrdeten Gruppe von Akteuren wiederzugeben, ndmlich
von Frauenrechtlerinnen und Politikerinnen. Diese Akteurinnen kénnen und wollen
den Wandel vorantreiben, befinden sich aber in einer schwierigen Lage, da sie, um
ihre Themen umsetzen zu konnen, «auf die Gnade einer unzivilen Gesellschaft»
(Azerbaijani-Moghaddam 2007: 134) sowie auf Unterstiitzung von aufien angewiesen
sind. Im Mittelpunkt dieser Analyse steht ihr Blick auf die internationale Interven-
tion, genauer, auf deren Schwerpunkte, Strategien und Vorstellungen davon, wie der
Ubergang erfolgen soll sowie ihre ersten Erfahrungen mit dem angestrebten Prozess
des Wandels; aufSerdem geht es um ihre Ansichten dazu, was nach 2014 geschehen
wird sowie welche Rolle die internationale Gemeinschaft spielen soll.

Diesen Frauen Gehor zu verschaffen ist deshalb besonders wichtig, da eben diese
Stimmen in den letzten zweieinhalb Jahren weitgehend an den Rand gedréangt wurden
- und das, obgleich in nationalen und internationalen Verhandlungen verkiindet und
zugesagt wurde, man werde sie anhdren. An Bedeutung gewinnt dies auch dadurch,
dass derzeit hinter verschlossenen Tiiren Geheimverhandlungen mit aufstédndi-
schen Gruppen stattfinden. Diese Verhandlungen werden von Frauen als Bedrohung
empfunden, werden hierbei doch sie und ihre Anliegen von entscheidenden polti-
schen Prozessen ausgeschlossen - was schwerwiegende Folgen fiir die Hélfte der
Bevolkerung Afghanistans haben kann. Die Frage ist, ob bei diesen Verhandlungen -
wie von den Verantwortlichen versprochen - wesentliche politische Errungenschaften
nicht zur Disposition stehen, oder ob sie, auf dem Weg hin zu einer neuen Form der
Machtteilung, Teil der Verhandlungsmasse werden - ohne dass die im Abzug befind-
liche internationale Gemeinschaft dagegen einschritte.

Beispielhaft seien hier die von Soraya Parlika, Mitbegriinderin der Afghan
Women'’s Union, gedufSerten Bedenken angefiihrt: «Ich bin ganz und gar nicht zuver-
sichtlich. Wir wissen nicht, woriiber verhandelt wird, und das macht allen afghani-
schen Frauen grofie Sorge. Die Frauen konnten alles, was sie erreicht haben, wieder
verlieren» (zit. nach Ferris-Rotman 2011). Martine van Biljert vom Afghan Analyst
Network glaubt, dass die internationale Gemeinschaft teilweise fiir diese Angste und
Sorgen verantwortlich ist, da «zurzeit niemand als Garant fiir das Erreichte auftritt
und deutlich macht, wie wichtig es ist, dass dieser Prozess von Erfolg gekront ist. Es
gibt hier zahlreiche widerspriichliche Botschaften» (zit. nach Ferris-Rotman 2011;
siehe auch Hancock und Nemat 2011: 2, 6, 23). Smits und Schoofs sind in ihrer Bewer-
tung der internationalen Themenschwerpunkte noch kritischer und schreiben: «Die
«Geschlechterfrage> wird generell als ein Luxus betrachtet, der ausgeklammert wird,
bis die vermeintlich geschlechtsneutralen Ziele in den Bereichen Sicherheit und
Regierungsfiihrung erreicht sind» (zit. nach Hancock und Nemat 2011: 20). Entspre-
chend warnte die Direktorin von UN Women, Michelle Bachelet, in der International
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Herald Tribune zu Recht vor den negativen Folgen des Ubergangsprozesses auf die
Genderfrage:

«Die einst bemerkenswerten Fortschritte, die Gleichstellung von Frauen und
Mcdnnern in Afghanistan zu wahren und voranzubringen, stehen heute ernst-
lich auf der Kippe. (...) Wir diirfen auf Afghanistankonferenzen nicht linger
Frauenfragen zu blofsen Unterpunkten machen. (...) Wenn die afghanischen
Frauen weiter bei wichtigen, sie betreffenden politischen Entscheidungen
aufSen vor bleiben, kann die Vision, Afghanistan zu einem sichereren, florie-
renden und stabilen Land zu entwickeln, nicht umgesetzt werden.»

Bachelet 2012

Angesichts vergangener und aktueller Erfahrungen iiberrascht es nicht, dass die im
Rahmen dieser Studie befragten «Femokratinnen» aus Parlament und Zivilgesell-
schaft im Riickzug der internationalen Gemeinschaft eine Bedrohung fiir ihr Engage-
ment, fiir die Nachhaltigkeit und Absicherung der bisherigen Errungenschaften und
nicht zuletzt auch fiir sich selbst sehen.

«Nun, da die Taliban wissen, wer die entscheidenden Frauen sind, ist schwer
vorstellbar, wie die Zukunft fiir Frauenrechtsgruppen und Frauenrechtlerinnen
aussehen soll. Diese Frauen werden ganz oben auf ihrer Abschussliste stehen,
und ihnen wird nichts anderes tibrig bleiben, als das Land zu verlassen.»
Frauenrechtlerin, zit. nach ActionAid 2011: 9

Auf nationaler und internationaler Ebene kam diese Sorge immer wieder zum
Ausdruck, und sie ist auch in fritheren Analysen dieser Problematik dokumentiert
(siehe Kouvo 2012 und 2011d; Ferris-Rotman 2011; Hamid 2011: 22-23; Ruttig 2011b;
Human Rights Watch 2009: 22).

Zwischen diesem Diskurs und dem Diskurs, den die beiden Seiten, die den
Ubergang ausgestalten - die internationale Gemeinschaft und die afghanische Regie-
rung - fithren, besteht jedoch eine erhebliche Diskrepanz. Barbara J. Stapleton (2012:
21ff) beschreibt dies akkurat, und sie bezeichnet die Zeitschiene, welche die interna-
tionale Gemeinschaft fiir «die Ubergabe der Sicherheitsverantwortung vorsieht» als
«irrwitzig und die Bestandteile des Prozesses als unvollstdndig». Weiter heif$t es bei
ihr:

«Vertreter der NATO, der Vereinten Nationen, der USA und der afghanischen
Regierung behaupten nach wie vor, die Voraussetzungen, die Verantwor-
tung in Sicherheitsfragen Ende 2014 iibergeben zu kénnen, seien vorhanden;
fiir sie ist der Ubergang ein «unumkehrbarer Prozess». Nachdem es in Kabul
in der zweiten Jahreshdilfte 2011 zu einer Reihe von Anschligen auf interna-
tionale Ziele kam, fragen internationale Medien jedoch verstdirkt, ob sich der
Ubergang im geplanten Zeitraum auch tatséichlich umsetzen léisst. Fiir die USA
und die NATO wird es so schwieriger, glaubwiirdig zu behaupten, die Ubergabe

Afghanistan auf dem Weg zur Eigenstindigkeit Parlamentarierinnen und ihre politischen Strategien fir den Ubergang

20



Zoom Seitenbreite Suchen Inhalt mit Links 2-Seiten Vollbildmodus ein/aus

der Verantwortung in Sicherheitsfragen sei maglich, denn innerhalb und
aufSerhalb Afghanistans nimmt die Sorge zu, das Land bewege sich verstdrkt
in Richtung eines Biirgerkriegs, und die Ubergabe der Macht in Afghanistan
werde ohne Riicksicht auf die Folgen durchgefiihrt.»

Wir hoffen, dass diese Studie mit ihren Statements von Parlamentarierinnen und
Aktivistinnen aus der Zivilgesellschaft dazu beitrdgt, diese Kommunikationsliicke zu
schliefien, und dass sie eine lebhafte Debatte dariiber anstofst, ob es in erster Linie
um eng definierte realpolitische Ziele gehen soll - oder darum, wichtige Interes-
sengruppen und ihre strategischen Anstrengungen zu einem Teil des Ubergangs in
Afghanistan zu machen.
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Frauen und der Ubergang in
Afghanistan’

Wie ist es um die bisherige Bilanz des Ubergangsprozesses bestellt? Genauer, inwie-
weit kam dabei die erkldrte Absicht, Gleichstellung und Teilhabe von Frauen zu
verbessern, tatsdchlich zum Tragen? In den folgenden Abschnitten geht es um die
Konferenzen, die 2010 und 2011 in London, Kabul und Bonn stattfanden. Mittelpunkt
dieser Konferenzen war der Abzug der internationalen Truppen und die Verhand-
lungen mit den Aufstdndischen. Zu diesen Fragen gab es jeweils Stellungnahmen
afghanischer Aktivistinnen, vorwiegend unter Fiihrung des 1995 gegriindeten Afghan
Women'’s Network (AWN). Im Folgenden soll gezeigt werden, dass von Anbeginn
der Verhandlungen zur Machtiibergabe Vertreterinnen der afghanischen Frauen
hitten zu Wort kommen sollen, man ihre Interessen wahrnehmen und zum Teil eines
ganzheitlichen Programms hitte machen kénnen.

Seit der Abzug angekiindigt wurde und Verhandlungen zur Ubergabe der Macht
begannen, haben Aktivistinnen und andere, die sich fiir Frauenrechte einsetzen,
versucht, (i) nationale und internationale Gipfel und Geberkonferenzen zu beein-
flussen, indem sie im Vorfeld zivilgesellschaftliche Beratungsforen einberiefen und
Erkldrungen und Positionspapiere verfassten, (ii) internationale Themenkataloge
um ihre eigenen gendergerechten Schwerpunkte zu ergédnzen, (iii) ihre Forderungen
offentlich zu machen - insbesondere jene Punkte, die fiir sie bei Verhandlungen mit
den Aufstindischen und bei méglichen Abkommen zur Machtteilung unverdufier-
lich sind. Nicht verhandelbar sind fiir sie folgende Punkte: die Verfassung von 2004
und die darin festgeschriebene Gleichstellung der Geschlechter, beispielsweise durch
Quoten, sowie die auf national und international ratifizierten «Bestimmungen iiber
eine gleichberechtigte Teilhabe an Politik, Bildung, gesellschaftlicher Entwicklung
und anderen Formen biirgerschaftlichen Engagements» (Afghan Women’s Network
2011a: 4). Aktivistinnen haben wiederholt darauf hingewiesen, dass der Prozess des
Ubergangs zahlreiche geschlechtsspezifische Dimensionen beinhaltet:

«Afghanische Frauen profitieren zuallererst von Stabilitit, zahlen aber auch,
kommt es erneut zu Gewalt, den héchsten Preis. Wie nie zuvor kdmpfen sie
dafiir, jene Fortschritte zu schiitzen, die mit Hilfe der internationalen Gemein-
schaft seit 2001 erreicht wurden, und sie wollen aktiv zum Friedensprozess
beitragen, indem sie sich fiir Sicherheit und fiir gute Regierungsfiihrung

1 Dieser Abschnitt beruht auf einer umfassenderen Studie der Autorin iiber die Strategien von
Frauenrechtlerinnen mit dem Titel «Afghanistan plus 10 - Demokratisierung per Intervention?»
die demnichst erscheint in: Susanne Schriter (Hrsg.), Islam, Gender und Demokratisierung,
Frankfurt etc.
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einsetzen, das heifst, eine Regierungsfiihrung, die Menschenrechte und Gleich-
berechtigung achtet.»
Erklarung fithrender afghanischer Frauen, 27. Januar 2010

Immer wieder wurde kritisiert, nur wenige Frauen seien an offiziellen Verhandlungen
und Entscheidungen beteiligt - und dass, obwohl die meisten der verhandelnden
Parteien die Resolution 1325 des UN-Sicherheitsrats unterzeichnet haben. Es stellt
sich folglich die Frage, warum Frauen «der am wenigsten genutzte menschliche
Faktor in Afghanistan sind - ein Faktor, der in den kommenden Jahren fiir Frieden
und Stabilitdt entscheidend werden kann. Afghanische Frauen haben das Recht, die
Fihigkeit und den Wunsch, einbezogen zu werden», und die Politik des Ubergangs
mitzugestalten (Afghan Women'’s Network 2011a).

Kritiker der ersten Phase des Ubergangs bemingeln, geschlechtsbezogene
Bewertungsmafistdbe fehlten ebenso wie qualitative Kriterien, und frauenfeind-
liche Akteure, die gesellschaftliche Machtpositionen innehaben, miissten auch dann
kaum mit Sanktionen rechnen, wenn sie passiv oder aktiv gegen die gesetzlich veran-
kerte Gleichstellung der Geschlechter verstofien. Fachleute konstatieren nicht nur,
dass internationale Vereinbarungen und Absichtserklirungen immer seltener eine
geschlechtsbezogene Dimension haben, sie stellen auch den politischen Willen der
internationalen Gemeinschaft in Frage, frither geleistete Versprechen zur Gleich-
stellung auch nach 2014 noch einzuldsen. Als die Intervention begann, wurden
gerne geschlechterbezogene Argumente angefiihrt, um den umstrittenen Militar-
einsatz zu rechtfertigen und die vorwiegend sicherheitspolitischen Interessen zu
verschleiern. Heute werden, wie weiter unten dargestellt, die Stimmen von Frauen-
und Menschenrechtlerinnen, die sich zivilgesellschaftlich oder in staatlichen Insti-
tutionen engagieren, immer lauter, die bezweifeln, dass (inter)nationale Verpflich-
tungen auch tatsdchlich umgesetzt werden. Sie betonen dabei, es sei besonders
dringlich, langfristig die vor Ort eigenstdndig durchgefiihrten und selbstgesteuerten
geschlechterbezogenen Ubergangsprozesse zu unterstiitzen, da der Fortschritt nach
wie vor labil, die Umsetzung ungeniigend und durchaus auch umkehrbar sei (siehe
Afghan Women'’s Network 2011a: 1; CARE 2012; Smith 2011).

Citha D. Maaf3 (2008b: 1) spricht von dem Problem einer «negativen Afghani-
sierung» des politischen Systems, womit sie meint, dass, sollten die zu Reformen
bereiten Teile der Eliten nicht in die nationalen und internationalen Verhandlungen
mit einbezogen werden, der begonnene Prozess des politischen und soziokulturellen
Ubergangs keine Chance habe.

Die Londoner Konferenz Anfang 2010 fand ohne offizielle Delegation afghani-
scher Frauen statt und wurde kritisiert, da geschlechterbezogene Themen fehlten.
Allerdings haben Aktivistinnen bei der Konferenz eine umfassende Stellungnahme
vorgelegt, die aus Beratungen in Dubai und London hervorgegangen war und in
der es hauptsédchlich um Sicherheit, Regierungsfithrung und geschlechtergerechte
Entwicklung ging. Im Einklang mit dem UN-Konzept der «<menschlichen Sicherheit»
versuchten die Aktivistinnen so, militdrische Mafinahmen mit Fragen der Sicher-
heit und Entwicklung zu verbinden und herauszustreichen, dass Grundbediirfnisse
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zwingend Teil von Frieden sein miissen. Solche Forderungen, grundlegende Bediirf-
nisse zu erfiillen, gingen einher mit der Forderung, geschlechterbezogene soziale und
politische Verdnderungen im 6ffentlichen wie im privaten Raum und bei Entschei-
dungsprozessen vorzunehmen - und zwar mit dem Hinweis auf geschlechterbezo-
gene Aspekte und auf Ungleichheiten, zu denen es kommt, wenn Sicherheit nicht
vorhanden ist.

Weiter wurde Bezug genommen auf die UN-Resolution 1325, in der Frauenrechte
und die Mitwirkung von Frauen bei Konfliktlésung, Aussohnung und Wiederaufbau
festgeschrieben sind. Folglich finden sich in der Erklarung anldsslich der Londoner
Konferenz unter anderem folgende Forderungen: (i) eine Frauenquote von 25 Prozent
fiir Friedensverhandlungen auf nationaler Ebene (und darunter) sowie in Gremien
wie dem afghanischen Nationalen Sicherheitsrat oder der «Friedens-Dschirga» in
Kabul; (ii) Frauen sollen bei zivilen und militdrischen Sicherheitskriften sowie inter-
nationalen Friedenseinsdtzen beschiftigt werden; (iii) die afghanischen Sicherheits-
krafte (ANSF) sollen geschlechterbezogene Schulungen erhalten, um sicherzustellen,
dass die Gleichstellung der Geschlechter stirker ins Bewusstsein dringt und entspre-
chende Rechte gewahrt werden; (iv) Frauenrechte diirfen bei Verhandlungen mit den
Aufstindischen nicht zur Disposition stehen; (v) die Geberldnder miissen sich unhin-
tergehbar verpflichten zu den Grundsitzen des Nationalen Aktionsplans fiir Frauen
in Afghanistan, der Nationalen Afghanischen Entwicklungsstrategie und des Gender-
Mainstreamings; (vi) Quotenregelungen miissen auf politische Entscheidungspro-
zesse unterhalb der nationalen Ebene und auf die Verwaltung ausgedehnt werden;
und schliefilich (vii) miissen Hindernisse bei der 6ffentlichen Kommunikation und
Teilhabe durch positive Diskriminierung beseitigt werden (Erkldrung fithrender
afghanischer Frauen, 2010).

Bei der Friedens-Dschirga, die Anfang Juni 2010 in Kabul stattfand, waren 21
Prozent der Delegierten Frauen - ein Meilenstein. Die Frauen forderten hier eine
Quote von 30 Prozent in allen Entscheidungsgremien und bei der Entwicklung
landesweiter Programme und verlangten, dass alle seit 2001 errungenen Fortschritte
bei der Gleichstellung abgesichert, alle Entscheidungen und MafSnahmen, die gegen
das Prinzip der sozialen und der Geschlechtergerechtigkeit verstofien, abgelehnt
werden miissten (Hamid 2011: 26). Einige Aktivistinnen beklagten, die Mitglieder
der Dschirga wiirden nach undurchsichtigen Kriterien ausgewihlt, und Teilhabe
an diesem Prozess sei nur sehr eingeschrankt moglich (z.B. was den Vorsitz von
Ausschiissen oder Redebeitrige in Sitzungen angehe). Einige Aktivistinnen behaup-
teten, sie seien «bewusst nicht zur Teilnahme an der Dschirga eingeladen worden,
weil sie sich im Vorfeld allzu sehr fiir Frauenrechte eingesetzt» hétten (Human Rights
Watch 2009: 40).

In der Declaration of the First Women’s Council fiir die Konferenz in Kabul am
20. Juli 2010 wiesen Aktivistinnen auf Grundprinzipien guter Regierungsfiihrung hin
und verbanden dies mit der Forderung, entsprechend der Verfassung von 2004 und
der Nationalen Entwicklungsstrategie (2008-2013), Frauen stirker an politischen
Prozessen zu beteiligen. In der Nationalen Entwicklungsstrategie heifst es, Afghanistan
solle bis zum Jahr 2020 zu einer «stabilen islamischen konstitutionellen Demokratie»
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werden, «die in Frieden mit sich selbst und seinen Nachbarn» lebt (Maaf3 2008: 2).
Auch bei dieser Erkldrung stand eine Frauenquote von 30 Prozent wieder im Mittel-
punkt, denn nur so sei es moglich, Frauen zu unabdingbaren, treibenden Kréften des
Wandels und Friedens zu machen. Begriindet wurde dies mit den konkreten Erfah-
rungen, die Frauen bei den Konflikten gemacht haben sowie mit der Notwendigkeit,
einen Nationalen Aktionsplan fiir die Umsetzung der UN-Resolution 1325 und deren
Folgeresolutionen aufzustellen. Die Erklarung verweist weiter auf die Empfehlungen
des Ausschusses der Friedens-Dschirga fiir eine nationale Aussohnung, in der es
heif3t, dass Frauenrechte bei Friedensverhandlungen nicht zur Disposition gestellt
werden diirfen und Frauen und der Schutz ihrer Rechte wesentlicher Bestandteil
jedes Abkommens sein miissen (Afghan Women’s Network 2010). Zudem sei es
notwendig, bei Wiederaufbau und Entwicklung Geschlechterfragen stiarker zu beriick-
sichtigen, denn nur so sei soziokultureller Wandel mdglich: «Soziale und kulturelle
Zwinge diirfen kein Vorwand sein. Vielmehr muss ihnen entschlossen und innovativ
entgegengewirkt werden, weil nur dann auch Frauen aus abgelegenen und vom Krieg
betroffenen Gebieten von den durch die Intervention ermdéglichten Entwicklungen
profitieren konnen» (ebd.). Im Einklang mit universellen und transnationalen Forde-
rungen werden in der Erklarung auch Themen wie familienfreundliche Arbeitsmarkt-
politik, flexible Arbeitszeiten sowie verbesserte Bedingungen am Arbeitsplatz und
im Bildungswesen angesprochen, die von Mafinahmen gegen sexuelle Beldstigung
begleitet werden miissen (ebd.).

Die Erkldrung von 2010 konzentriert sich nicht ausschliefilich auf die Sicherung
und Ausweitung der Rechte und Verpflichtungen zur Gleichstellung der Geschlechter,
sondern auch auf die Notwendigkeit, sie im Frauenministerium angemessen zu insti-
tutionalisieren, indem man es zu einer zentralen Aufsichts- und Kontrollinstanz sowie
zu einer unterstiitzenden Institution fiir die jeweils ausfithrenden Behérden macht.
Dartiiber hinaus fordern Aktivistinnen, die Rolle des afghanischen Parlaments zu
starken, denn nur so kdnne es gelingen, Politik und Gesetzgebung stdrker auf Gender-
kriterien auszurichten, wozu auch ein Gender-Budgeting der Entwicklungspro-
gramme von Regierung und Geberlindern gehore. Weiter sollten neben Mitgliedern
wichtiger politischer Institutionen wie Exekutive, Legislative und Frauenministerium
auch Femokratinnen aus der Zivilgesellschaft beratend und beobachtend einbezogen
werden (ebd.).

Neben Fragen der Sicherheit und Regierungsfithrung wurden in der Kabuler
Erkldrung von 2010 drei weitere Themenkomplexe und damit einhergehende Forde-
rungen formuliert: (i) Entwicklung von Landwirtschaft und lindlichen Gebieten
(nach Geschlechtern getrennte Datenerhebung, Zugang zu Informationstechnolo-
gien, partizipatorische geschlechterbezogene Planungen und Programme fiir alle
landlichen Bereiche und Sektoren); (ii) Aufbau von Humankapital durch Ausbildungs-
und Stipendienprogramme, Arbeitsvermittlung und frauenfreundliche Umgebungen
(z.B. durch Maflinahmen gegen sexuelle Beldstigung bis hin zu nach Geschlechtern
getrennten Bildungseinrichtungen); (iii) eine beide Geschlechter einbeziehende
strategisch geplante Entwicklung von Wirtschaft und Infrastruktur - ohne Kinderar-
beit und mit angemessener Uberwachung (ebd.).
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Wie schon auf der Londoner Afghanistan-Konferenz kam es auch Ende 2011 auf
der Petersberg-1I-Konferenz zu einer Reihe von Auseinandersetzungen. Der Leiterin
des Kabuler Biiros der Heinrich-Boll-Stiftung, Marion R. Miiller, zufolge waren beim
Bonner Gipfel 2011 jedoch Vertreter/innen der Zivilgesellschaft geladen - was bei
den vorherigen Gipfeln nicht der Fall war. Im Vorfeld von Petersberg II gab es, finan-
ziert vom deutschen Aufienministerium, einen sechsmonatigen Beratungsprozess,
der sicherstellten sollte, dass diese Stimmen gehort werden. Bei der Konferenz selbst
konnten sechzehn weibliche und achtzehn ménnliche Vertreter/innen der Zivilge-
sellschaft als Géste an den Unterhandlungen teilnehmen. Zwei von ihnen hatten als
Sprecher/innen der Zivilgesellschaft die Moglichkeit, die Empfehlungen der Zivil-
gesellschaft auf der Konferenz vorzustellen. Zudem fand in Bonn vor der Konferenz
ein eigenes Treffen zivilgesellschaftlicher Krifte statt. Das Afghan Women'’s Network
(AWN) nahm nicht an den Treffen im Vorfeld des Bonner Gipfels teil, sondern
entschied sich dafiir, seine Fiihrungskrifte, unterstiitzt durch andere, internationale
Finanzhilfen, im Rahmen einer Frauendelegation nach Petersberg zu entsenden, um
so fiir eine eigenstidndige Prisenz zu sorgen. Dieses Vorgehen fiihrte allerdings dazu,
dass die Delegation des AWN, der einige wichtige Aktivistinnen angehorten, nicht
Teil der offiziellen zivilgesellschaftlichen Delegation war und folglich an einer Reihe
wichtiger Sitzungen weder aktiv noch passiv teilnehmen konnte (im Unterschied zur
offiziellen Delegation, der allerdings auch einige Mitglieder des AWN angehorten).
Dass sich der AWN fiir eine separate Frauendelegation entschied, lag daran, dass die
Organisation eine stirkere Beteiligung bestimmter Aktivistinnen an der Petersberg-
II-Konferenz wiinschte. Marion R. Miiller zufolge zeigt dies, wie stark das AWN inner-
halb der afghanischen Frauengruppen ist. Bei der Konferenz von Tokio war das AWN
fester Bestandteil der offiziellen Delegation der Zivilgesellschaft, und die seinerzei-
tige Direktorin des AWN, Samira Hamidi, wurde zu einer der Sprecherinnen dieser
Delegation gewdhlt. Alles in allem wird nach wie vor Kritik laut, dass Offizielle aus
der internationalen Gemeinschaft zwar gerne von Frauenrechten und der Teilhabe
von Frauen beim Ubergang spriichen, es jedoch fraglich sei, ob diesen Worten bei der
Strategiebildung und Umsetzung dann auch Taten folgen. Miiller zufolge ist das Tokyo
Mutual Accountability Framework ein typisches Beispiel fiir diese Widerspriichlich-
keit.

Ende November 2011 trafen sich 500 Aktivistinnen aus 20 afghanischen Provinzen
unter Schirmherrschaft des Afghan Women'’s Network (AWN). Am 5. Dezember 2011
legten sie die Afghan Women'’s Declaration vor, die auf dem vom AWN bereits Anfang
Oktober herausgegebenen Positionspapier mit dem Titel Afghan Women: Towards
Bonn and Beyond basierte. Die Praambel dieser Erklarung betont einerseits, dass sich
die internationale Gemeinschaft langfristig in Afghanistan engagieren miisse, und sie
stellt andererseits heraus, welche Errungenschaften im Bildungswesen und bei der
Teilhabe in verschiedenen Bereichen durch einzelne Frauen, Frauenorganisationen,
Parlamentarier/innen und Regierungsbeamt/innen bereits erzielt wurden - Errun-
genschaften, die es nun nachhaltig zu sichern gelte.

Oberstes Ziel sei der Bruch mit der alten Geschlechterordnung, das heifst «ein
anderes, neues Afghanistan, in dem unsere Tochter und deren Tochter sich in einem
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gerechten Umfeld aktiv am Friedensprozess und am Aufbau des Staates beteiligen
kénnen» (Afghan Women’s Network 2011b, Nr. 3-4). Die in der Bonner Erkldrung
benannten Forderungen konzentrieren sich auf die Schwerpunkte «Frauen und gute
Regierungsfiihrungy, «Ubergang» (im Sinne des Truppenabzugs bis 2014), «Frieden
und Wiedereingliederung» sowie «internationale Verpflichtungen». Ahnlich wie in
der Erkldrung von 2010 orientieren sich Terminologie und Themen stark am Wortlaut
internationaler Abkommen und national gemachter Zusagen. Gleichwohl bezeichnen
sich die beteiligten zivilgesellschaftlichen Krifte als «die wichtigsten Akteurinnen fiir
Erneuerung und ganzheitliche Demokratie in Afghanistan», weshalb sie langfristig
von den Vereinten Nationen und der internationalen Gemeinschaft geschiitzt werden
sollten (Afghan Women'’s Network 2011b, Nr. 2 und 17).

In Teilen der Bonner Erklarung wird darauf hingewiesen, die Teilhabe von Frauen
am vielschichtigen Regierungs- und Justizsystem werde wesentlich dadurch behin-
dert, dass frauenfeindliche (vormalige) Anfiihrer von Konfliktparteien an Wieder-
aufbau und Ausséhnung beteiligt seien, wozu noch Korruption und die Veruntreuung
von Geldern in staatlichen Einrichtungen komme. Es liege an der Regierung, diese
Missstdnde zu beseitigen und dafiir zu sorgen, dass Frauen auf allen Ebenen sicher
am Offentlichen Leben teilnehmen konnten, denn eben dies sei der entscheidende
Gradmesser fiir den Erfolg oder Misserfolg des Ubergangs. In weiteren Abschnitten
werden dann Normen formuliert fiir in afghanischer Regie stattfindende Friedens-
und Auss6hnungs- und Entscheidungsprozesse (auf nationaler Ebene und darunter):
(i) eine Frauenquote von 25 Prozent in Friedensridten auf nationaler Ebene und
darunter (siehe Erkldrung von 2010); (ii) ein transparenter, an den jeweiligen Gemein-
schaften ausgerichteter und von ihnen gesteuerter Prozess der Wiedereingliede-
rung, bei der nicht einzelne Rebellenfiihrer (in der Regel Ménner) das Sagen haben,
sondern die Belange und Bediirfnisse der Familien und der Gemeinschaft im Vorder-
grund stehen (Afghan Women'’s Network 2011b, Nr. 7-14).

In dem zu der Erkldrung gehérenden Positionspapier werden Fragen der Sicher-
heit und Teilhabe betont. Deutlich wird dabei: Die Vertreterinnen der Zivilgesellschaft
halten sich, was soziokulturelle Eigenheiten und sicherheitsrelevante Zwénge sowie
deren Ursachen betrifft, fiir ebenso kompetent wie (wenn nicht gar fiir kompetenter
als) die (inter)nationalen Sicherheitskréfte. Hieraus ergeben sich klare, weitgehende
Anspriiche, in Entscheidungen eingebunden und bei Beratungen hinzugezogen zu
werden (Afghan Women’s Network 2011a: 2). Ebenso wird eine Frauenquote von 30
Prozent fiir den Hohen Friedensrat und fiir die Friedensrite in den Provinzen gefor-
dert (in denen Frauen bisher nur einen Anteil von 10 bis 15 Prozent haben) (ebd.:
4). Weiter geht es um (i) ein umfassendes Gender-Mainstreaming bei Kontroll- und
Bewertungsinstrumenten (d.h. geschlechterbezogene Indikatoren fiir Einschrin-
kungen von sowie fiir Drohungen und Angriffe gegen Frauenorganisationen und
Aktivistinnen); (ii) die Priifung von Rekruten der nationalen Sicherheitskrifte nach
Geschlechteraspekten, d.h. frauenfeindliche Rekruten und Ménner, die gegen Frauen
gewalttitig geworden sind, diirfen nicht beschéftigt werden; (iii) 25 bis 30 Prozent
der Mittel des Afghanischen Friedens- und Vers6hnungsprogramms miissen in den
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Wiederaufbau sowie in Programme und Dienstleistungen fiir soziale Infrastruktur
fliefSen, die direkt Frauen in betroffenen Gemeinden zugutekommen (ebd.: 2-4).

Zur Vorbereitung fiir das Gipfeltreffen von 2012 in Chicago fithrte das AWN
Gespriache mit 300 Frauen aus verschiedenen Teilen des Landes, bei denen es darum
ging, wie sie die Folgen des Ubergangs fiir die Sicherheitslage einschitzen. Die
meisten der Teilnehmerinnen waren nicht an Planungen zur Ubergabe der Sicher-
heitsverantwortung beteiligt gewesen, waren weder Teil einer «von Biirger/innen
formulierten Sicht» noch hatten sie den Eindruck, die afghanischen Sicherheitskrifte
gingen auf die Bediirfnisse und Rechte von Frauen ein (Afghan Women’s Network
2012: 1).

In diesen Erkldrungen und Stellungnahmen wurde schon sehr friih ein geschlech-
terspezifisches Ubergangsprogramm ausgearbeitet und, was den Ubergang angeht,
den Bedenken von Frauen Ausdruck gegeben. Zwar wird hdufig darauf verwiesen,
dass sich die Teilhabe von Frauen an der Politik sowie die Sicherung der Grundver-
sorgung seit Beginn der Intervention verbessert habe, doch wird von einigen Frauen
bezweifelt, ob diese Errungenschaften weit genug gehen und von Dauer sein werden.
Frauenrechte und die Teilhabe von Frauen gelten fiir entscheidend - und die Bewer-
tung hierzu féllt eher negativ aus. Viele Aktivistinnen bezweifeln, dass die internatio-
nalen Akteure gewillt seien, ernsthaft auf die Sichtweisen und Interessen von Frauen
einzugehen, da die Entscheidungen auf internationaler Ebene (dhnlich wie die auf
nationaler Ebene) vor allem, wenn nicht sogar ausschliefilich, von Mannern getroffen
werden. Eine betrdchtliche Zahl der befragten Frauenrechtlerinnen (und eine gerin-
gere Zahl von Parlamentarierinnen) kritisiert, dass Frauen in nationalen und interna-
tionalen Verhandlungen wenig Spielraum gewédhrt und kaum Gehor geschenkt werde,
und sie bezweifeln, dass die wenigen Frauen, die an Verhandlungen teilnehmen,
reprasentativ sind und etwas erreichen kénnen. Oft wird ihnen vorgeworfen, sie
hétten versagt und ihre Anwesenheit sei nur symbolisch und reine Augenwischerei
(siehe auch Smith 2011: 5f).

«Zwar gibt es im Friedensrat ein paar Frauen, aber die haben wirklich keinen

Einfluss. (...) sie nehmen teil, obgleich sie eigentlich nicht teilnehmen diirfen,

was bedeutet, dass sie politisch gesehen nicht anwesend sind. Sie sind nur

prdsent, um zu zeigen: Frauen sind vertreten. (...) Die Frauen gehdren nicht zu
den Gewinnern, sie gehéren zu den Verlierern.»

Aziz Rafie, Vorsitzender des Afghan Civil Society Forum,

des Dachverbandes der afghanischen NGOs

«Realistisch betrachtet waren sie nur symbolisch beteiligt, besonders in den
lindlichen Gebieten Afghanistans. Ihre Rolle beim Ubergang ist gleichermafen
symbolisch - und auch der Prozess selbst ist vor allem symbolischer Natur. (...)
So sehr wir auch Frauenrechte einfordern, so sehr haben wir mit Problemen in
diesem Bereich zu kdmpfen.»

Maryam Bahar, Genderbeauftragte fiir Behdrden
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Andererseits, und zum Teil auch selbstkritisch, beklagten Aktivistinnen, die an diesen
Gruppendiskussionen teilnahmen, dass national wie international nur bestimmte
Frauen zu Wort kommen. Einer solchen Einseitigkeit miisse verstdrkt entgegenge-
wirkt werden, indem man Frauen besser vernetze und mobilisiere.

«Aber wer hat da gesprochen? Ich glaube, das waren wir selbst (...), Leute aus
dem Landeszentrum und aus den grofSen Stddten. (...) Was wissen wir denn
iiberhaupt von den Erwartungen der Frauen, die weit entfernt von der Haupt-
stadt leben? Dort gibt es keine StrafSen. Um zu diesen Frauen zu gelangen,
miissen wir uns auf einen Esel schwingen. Ist es uns gelungen, auf internatio-
naler Ebene fiir sie zu sprechen? Hier gibt es eine Liicke. (...) Wenn wir Frauen
reprdsentieren wollen, dann miissen wir auch echte Reprdisentantinnen sein.»

Zivilgesellschaftliche Aktivist/innen wie Soraya Sobhrang von der Unabhéngigen
Menschenrechtskommission Afghanistans, Abdul Jalil Benish von Afghanistan
Watch oder Soraya Parlika denken, dass die Regierung von Prédsident Karsai, geht
es um Frauenrechte, nur Lippenbekenntnisse abgibt und in ihnen einen Teil der
Verhandlungsmasse fiir einen moglichen Deal mit den Aufstdndischen sieht. Die
bekannte Parlamentsabgeordnete Shinkai Karokhail hat erklart, Grund fiir ihr politi-
sches Engagement sei, dass Gesellschaft, staatliche Institutionen und Ressourcen
von Médnnern dominiert werden, und sie fiigte hinzu: «Der Regierung sind wir
unangenehm.» Ohne gleiche Biirgerrechte, mangels unzureichender Unterstiitzung
innerhalb und aufierhalb des Parlaments und angesichts «offensichtlich» dring-
licher Probleme wie Terrorismus und Aufstdnden ist es, Karokhail zufolge, leicht,
Vorwinde dafiir zu finden, Themen wie die gesellschaftliche Teilhabe von Frauen
hinten anzustellen. Dies habe dazu gefiihrt, dass Aktivistinnen und ihre Forderungen
einmal mehr gering geachtet werden und eine simple «Anhoérung» oft als ausreichend
gelte. Diese Randstdndigkeit werde noch dadurch verstédrkt, dass die weiblichen
Abgeordneten nicht geschlossen und solidarisch auftrdten und entsprechend kaum
in der Lage wiren, beispielsweise Druck auf Minister auszuiiben. Jedoch, Potential fiir
Widerstand und Wandel gebe es durchaus, so Karokhail: «Jedermann versucht, uns
zu kontrollieren, uns kaum oder gar nicht zu Wort kommen zu lassen. Und trotzdem
fiirchten sie unsere Stimme (...) und versuchen, uns ihre Meinung aufzudrangen.
Dariiber aber haben sie keine Kontrolle.»

An diesem Punkt kommt der internationalen Gemeinschaft eine entscheidende
Rolle zu, denn selbst wenn die Regierung sich nur pro forma und symbolisch zu
Frauenrechten bekennt, kann die internationale Gemeinschaft durch Druck dafiir
sorgen, dass Frauenrechte gewahrt werden. Die moralische und praktische Unter-
stiitzung durch internationale Akteure sei iiberaus wichtig, so Afifa Azim, Leiterin
und Mitbegriinderin des afghanischen Frauennetzwerks. Damit es dazu auch kommt,
miissten Frauen «in dieser heiklen Zeit als afghanische Frauen Verantwortung
iibernehmen» und auf nationaler und internationaler Ebene «lautstark fiir Verdnde-
rungen eintreten» - nur dann liefSen sich gemachte Zusagen auch durchsetzen.

Frauen und der Ubergang in Afghanistan
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Was Frauen zum Ubergang sagen

«Habt Vertrauen, meine Schwestern, die Errungenschaften, die wir dank der

Verfassung erzielt haben, Errungenschaften, die das Land voranbringen und

die Lage unserer Frauen verbessern, werden durch die Friedensverhandlungen
weder angekratzt noch ausgebremst.»

Hamid Karsai am Internationalen Frauentag,

8. Mirz 2011, zit. nach Smith 2011:6

Alle im Rahmen dieser Studie behandelten Aspekte zum «Ubergang» in Afghanistan
hingen mehr oder weniger mit den im Folgenden aufgefiihrten Begriffen zusammen,
in denen wir grundlegende Voraussetzungen oder Merkmale fiir einen erfolgreichen
Abschluss des Prozesses sehen: «verantwortlich», «transparent», «rechenschafts-
pflichtig», «umfassend partizipativ», «geschlechterbezogen» und «ineinandergrei-
fend». Von einem Gesprdach zum anderen dnderte sich zwar die Reihenfolge, in der
die verschiedenen Prozessbestandteile oder Schwerpunkte genannt wurden, letztlich
aber wurden fast immer alle oben angefiihrten Eigenschaften als fiir den Ubergang
notwendig erachtet.

Eine Bewertung der Intervention: Probleme und Bedenken nach
2001 und nach 2014

Die internationale Gemeinschaft wird von nationalen und internationalen Beobach-
tern danach beurteilt, inwieweit sie ihre Versprechen einl6st, Frieden und Sicherheit,
Wiederaufbau und Entwicklung zu schaffen, Terrorismus zu bekdampfen, Rechtstaat-
lichkeit und Demokratie voranzubringen sowie den Status und die rechtliche Lage
von Frauen zu verbessern. Auch fiir die Interessengruppen vor Ort, auf den verschie-
denen Ebenen der afghanischen Gesellschaft und Politik, wird von grofier Bedeutung
sein, ob die Reformen positiv ausfallen, denn anders wird der Ubergang und der damit
einhergehende Kampf gegen die unzdhligen Herausforderungen und Bedrohungen
nicht zu bewdltigen sein. Sicherheit ist das iibergreifende Schlagwort, Unsicherheit
die alles iiberschattende Angst.

Positiv bewertet werden von einer Reihe von Parlamentarierinnen und Frauen-
rechtlerinnen die wiahrend der zehn Jahre seit Beginn der Intervention erreichten
Errungenschaften beim Aufbau politischer Institutionen, bei der Grundversorgung
sowie die allgemein verbesserte Lage der afghanischen Frauen. Allerdings wird
in mehreren Bereichen bezweifelt, ob das, was erreicht wurde, auch nachhaltig ist,
beispielsweise was den Aufbau von Kompetenzen sowie den Fluss von Mitteln
angeht, der notwendig ist, um Projekte fortzufiithren und Institutionen zu erhalten.

Afghanistan auf dem Weg zur Eigenstindigkeit Parlamentarierinnen und ihre politischen Strategien fir den Ubergang
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Dazu kommt, in den Worten der Abgeordneten Safura Elkhani, dass «sie uns nicht
gezeigt haben, wie man Fische féngt, sondern nur, wie man sie isst».

Fiir die Parlamentarierinnen stehen, was die Zeit nach der Intervention von 2001
und den Ubergang nach 2014 angeht, die Verbindung von Sicherheit und politischem
Ubergang (d. h. Demokratisierung) ebenso im Mittelpunkt wie die von Sicherheit,
soziotkonomischer Entwicklung und Wiederaufbau.

Zwar werden einerseits bestimmte Errungenschaften betont, kritisiert wird
andererseits von vielen aber auch der Riickzug der internationalen Gemeinschaft, in
dem man einen weiteren Irrtum sieht (die vergangenen zehn Jahre waren an Fehlern
nicht arm). Diese Fehler stellten die afghanische Gesellschaft vor teils parallel verlau-
fende, teils ineinander verschachtelte, scheinbar «untiberwindbare» Hiirden, ndmlich
Sicherheit, Drogenanbau und Drogenhandel, Bekdmpfung des Terrorismus, wachs-
tumsfreundlicher Wiederaufbau und bessere Infrastruktur, Staats- und Kapazitéts-
aufbau sowie die verfrithte Aufnahme bestimmter Konfliktparteien in die politische
Verantwortung. Nach Ansicht der Abgeordneten Babakarkhail, Azad, Nayel u.a. sind
es unter anderem diese Misserfolge, die beim afghanischen Volk zu allgemeiner
Enttduschung, Verzweiflung und Desinteresse gefiihrt und das Vertrauen in die inter-
nationale Intervention und den angestrebten Ubergang untergraben hitten. Shukria
Barakzai fiigt dem noch hinzu, die vielen verschiedenen und bisweilen widerspriich-
lichen Interventionsstrategien, Schwerpunkte und Modelle - also das Fehlen einer
klaren, stimmigen und abgestimmten Strategie - habe Verwirrung gestiftet. Hinzu
kam das fehlende Verstdndnis fiir Afghanistans Eigenheiten, und es mangelte auch
an qualifizierten und engagierten afghanischen Fiihrungsfiguren. Die Folge war, dass
sich der Konflikt in die Ldnge zog und in der Bevolkerung die Geduld und Bereitschaft
schwand, sich gemeinsam fiir ein einheitliches Programm, eine gemeinschaftliche
Vision zu engagieren: «(...) ich erinnere mich daran, wie George W. Bush versprach,
die Demokratie zu férdern, wihrend die Deutschen von «Rechtsstaatlichkeit und
Erméchtigung der Frauen» sprachen. Sehr schone Worte - aber was ist aus diesen
schonen Worten und Zielen geworden?» (Shukria Barakzai). Zu diesen Misserfolgen
tritt noch die Frage, ob die es richtig war, «Sicherheit tiber alles» zu stellen:

«Ich gehére zu den afghanischen Frauen, die schon lange Probleme mit diesen
grofS angelegten Programmen haben. (...) Wir brauchen Wissenschaftler, wir
brauchen Ingenieure, wir brauchen Arzte, wir brauchen Menschen, die ihre
Erfahrung mit uns teilen, die uns unterstiitzen und uns dabei helfen, eigene
Kompetenz zu entwickeln. Soldaten bedeuten immer nur Kugeln, Bomben und
Tote.»

Shukria Barakzai, Parlamentsabgeordnete

Zudem werden der Zeitplan fiir den Abzug und die Ubergabe der Verantwortung
héufig kritisiert, denn (i) der Ubergang erfolge eher aus #ufleren Griinden und
nehme keine Riicksicht auf die Bediirfnisse, Entwicklungen, Interessen und Themen
vor Ort, d.h. in der «Interventionsgesellschaft», und (ii) der Abzug sei in erster
Linie ein Zeichen der Ermiidung beider Seiten, das heifst der enormen Kosten und
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der vergleichsweise geringen Wirkung der Intervention in den letzten zehn Jahren.
Zum Einen bediirfe die nationale und internationale «Strategie» - verstanden als
«zu wenig, zu frith» - mehr Zeit, um umgesetzt werden zu konnen: «2014 ist fiir den
Riickzug zu friih. Es spielt keine Rolle, wie man es nennt, ob Ubergang oder Abwick-
lung. Ganz gleich wie man es auslegt - wir sind dafiir noch nicht bereit!» (Shukria
Barakzai; dhnlich duflerten sich auch die Abgeordnete Fawzia Raofi und andere).
Zum Anderen wird beanstandet, der Zeitplan habe so gar nichts mit den aktuellen
Machtverhéltnissen und einem positiven Resultat zu tun. Um zu verhindern, dass es
zu einem Riickfall, einer erneuten Marginalisierung des Landes komme, miisse ein
Riickzug von einer Position der Macht aus erfolgen - und nicht aus einer Position der
Schwéche heraus. Weiter wird darauf hingewiesen, die angestrebten Ziele seien noch
nicht erreicht, und dass niemand dafiir die Verantwortung iibernehmen wolle.

«Zuallererst einmal besteht das Problem darin, dass die Menschen nicht wissen,
was der «Prozess des Ubergangs» iiberhaupt sein soll. Nicht einmal junge
Menschen oder Intellektuelle wissen das. Die Menschen wissen nur: Die inter-
nationale Gemeinschaft wird sich nach 2014 zuriickziehen. Die Leute ziehen
weg, wandern aus, weil sie nicht an den Wandel glauben. Ich denke, der Prozess
des Ubergangs (...) seizt zu friih ein. Die Institutionen, die wir derzeit haben,
sind noch nicht funktionsféihig. Man muss wissen, dass die Taliban die Polizei,
die ortlichen Polizeikrdifte, unterwandert haben. Leider werden immer wieder
uns wohlgesonnene Ausldnder von der Polizei und der Nationalarmee getiotet
- das macht uns Sorgen. (...) Der Terrorismus ist nicht nur Afghanistans Feind,
er ist der Feind der ganzen Welt. Das Vertrauen, das die Menschen heute in die
internationale Gemeinschaft haben, wird dann [2014] nicht mehr sehr grofs
sein, und es wird weiter abnehmen.»

Raihana Azad, Parlamentsabgeordnete

Einige der Befragten glauben, der Abzug erfolge wegen der beschriebenen Fehlschldge
und sei nicht Ausdruck der erzielten Errungenschaften. Stellt die Ubergabe dann
vielleicht eine Chance dar? Sollte es angesichts fehlender Ressourcen und Kapazi-
titen zu einer vollstdndigen oder eher zu einer teilweisen Ubergabe der Verantwor-
tung kommen? In welcher Form sollte die internationale Gemeinschaft iiber das
Abzugsdatum hinaus die Vorgédnge vor Ort weiter beobachten und beaufsichtigen?

Die Abgeordnete Fawzia Kofi und ihre Kolleginnen betonen, der Ubergang diirfe
sich nicht darauf beschrinken, Flaggen zu wechseln und leere Versprechungen zu
machen. Im Vordergrund miissten vielmehr Beratung und Transparenz stehen,
und es miisse sichergestellt werden, dass die afghanische Regierung Verantwortung
iibernehme sowie dass Demokratie und Menschenrechte von den beteiligten Interes-
sengruppen hinreichend gesichert werden. Erste Berichte aus den Gebieten, in denen
die Sicherheitsverantwortung bereits iibergeben wurde, deuten jedoch in eine andere
Richtung. Weiblichen Abgeordneten und Frauenrechtlerinnen zufolge hat sich die
Sicherheitslage fiir Frauen in Provinzen wie Bamyan, frither eine der sichersten
Regionen im Lande, deutlich verschlechtert.
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«Der Prozess des Ubergangs erzeugt Unsicherheit. (...) Nicht nur ich, sondern
die meisten Frauen in Afghanistan befiirchten, dass nach 2014 schlimme
Zeiten auf uns zukommen, so wie wir bereits in der Vergangenheit eine dunkle
Zeit durchlebt haben. Es konnte wieder so werden wie wiihrend des Taliban-
Regimes.»

Maryam Bahar, amtliche Genderbeauftragte

Nicht zuletzt halten viele der befragten Frauen auch die anstehenden Prasident-
schafts-, Parlaments- und Provinzratswahlen fiir wegweisend, da sie {iber Erfolg oder
Misserfolg der Intervention mitentscheiden und die politische Dynamik im Lande
bestimmen werden.

Wihrend einige der befragten Frauen in der Ubergabe der Sicherheitsverantwor-
tung eine Voraussetzung fiir jede weitere (politische, soziokulturelle oder wirtschaft-
liche) Entwicklung sehen, sind andere der Auffassung, zundchst miisse die politische
Verantwortung iibergeben werden, erst dann kénne man auch die Verantwortung
fiir die Sicherheit in afghanische Hdnde geben. Bedeutet das, Sicherheit miisse an
erster Stelle kommen - und erst dann folgen Rechenschaftspflicht, gutes Regieren
und Rechtsstaatlichkeit? Oder verhilt es sich umgekehrt, soll heifien, miissen nicht
zundchst die Ursachen fiir den Unmut in der Bevélkerung beseitigt werden, da dieser
Unmut die Aufstinde immer wieder anheizt? Eine Reihe weiblicher Abgeordneter
betont, es bediirfe energischer politischer Fithrung und stabiler Institutionen, nur
dann kénne die Ubergabe von Verantwortung fiir Sicherheit oder Politik erfolgreich
sein und von der gesamten Bevilkerung getragen werden. Man befiirchtet zudem,
dass die afghanischen Sicherheitskrédfte noch auf Jahre hinaus von der internatio-
nalen Gemeinschaft ausgebildet, ausgeriistet und kontrolliert werden miissen. Dazu
kommt, dass die befragten Frauen nicht glauben, Regierung und staatliche Instituti-
onen seien heute schon in der Lage, sich gegen politische Blockaden durch entschei-
dende Parteien durchzusetzen oder VerstofSe gegen geltendes Recht, insbesondere
gegen Frauenrechte, zu ahnden. Eben dies ist jedoch, will man die erreichten Errun-
genschaften absichern, von allergréfiter Bedeutung.

Anlass zur Sorge ist auch der Einfluss, den Nachbarldnder wie Iran und Pakistan
auf die politischen Entwicklungen in Afghanistan nehmen. Die Unsicherheit, zu
der es durch Angriffe von jenseits der Grenzen kommen kann, und die unsicheren
Grenzgebiete, die den Aufstdndischen Riickzugsrdume bieten, wurden wiederholt als
Probleme genannt, denen sich die internationale Gemeinschaft annehmen miisse.

Aufgabenfelder und offene Fragen: Was bedeutet «Ubergang»?

Die Statements der Politikerinnen und Frauenrechtlerinnen belegen {iberwiegend
zwei Sichtweisen von «Ubergangy»: (i) Ubergang als mehrdimensionaler Prozess,
der nicht nur Sicherheit und Militédr betrifft, sondern neben allgemeinen sozialen
und politischen Dimensionen auch Wirtschaft, Wiederaufbau sowie technische und
soziale Infrastruktur umfasst; und (ii) Ubergang verstanden als «Sicherheitspolitik»
(Fawzia Raofi, Parlamentsabgeordnete).

Was Frauen zum Ubergang sagen

33



Zoom Seitenbreite Suchen Inhalt mit Links 2-Seiten Vollbildmodus ein/aus

Alle waren sich darin einig, dass der Ubergang ein schwieriger, instabiler und
unklarer Prozess ist, der Sorgen und Angsten auslose: «(...) der Prozess des Ubergangs
ist aktuell sehr labil und problembehaftet. Derzeit sind die Folgen vielleicht noch
positiv, langfristig werden sie aber negativ ausfallen» (Najia Babakarkhail, Abgeord-
nete). Da die Planung des Ubergangs mit der politischen Realitit enggefiihrt wurde,
wirke sich die Ankiindigung des Abzugs negativ auf die Sicherheitslage und das
mogliche Ergebnis des Ubergangs aus. Diejenigen Krifte, die mit Waffengewalt den
politischen Status quo bekdmpfen, erhohten den Druck, um den Abzug zu beschleu-
nigen, und warteten auf die Chance, wieder an die Macht zu kommen, um dann im
Rahmen des Ubergangsprozesses ihre Programmatik durchzusetzen - «denn sie
wissen, was sie konnen - leider!» (Farkhunda Naderi, Parlamentsabgeordnete).

Einige Parlamentarierinnen und Frauenrechtlerinnen gingen auf die Genderas-
pekte des Ubergangs ein und sprachen von Anliegen und Sichtweisen der Frauen,
insbesondere beziiglich der Sicherheitslage, der Losung der Konflikte und des anhal-
tenden Aufstands. Femokratinnen wie Fawzia Kofi und Shinkai Karokhail verweisen
auf die UN-Resolution 1325 und die Verpflichtung Afghanistans, dafiir zu sorgen, dass
Frauen am Ubergang teilhaben, ihre Rechte geschiitzt, ihre Forderungen bertick-
sichtigt werden. Aktuell bewerten weibliche Abgeordnete und Frauenrechtlerinnen
die Lage in den Gebieten, in denen der Ubergang bereits stattgefunden hat, kritisch
bis negativ, da dort der Handlungsspielraum fiir Frauen zu gering, Organisation und
Mobilisierung von Frauen unzureichend und die Sicherheitslage problematisch sei
(siehe auch CARE 2012). Die zunehmende Unsicherheit und die Gewalt gegen Frauen
in diesen Gebieten werden sich nachteilig auf die Teilnahme von Frauen am 6ffentli-
chen Leben sowie an der politischen und sozio6konomischen Gestaltung des Landes
auswirken. Viele Frauen glauben, es bleibe kaum noch Zeit, daran etwas zu dndern -
maximal zwei Jahre -, denn «die Geberldnder legen bereits die Hénde in den Schof3;
es fiihlt sich alles so dhnlich an wie damals, als die Russen aus Afghanistan abgezogen
sind (...)» (eine Teilnehmerin wihrend der Gruppendiskussionen).

«Seit der Prozess des Ubergangs begann, haben die Probleme fiir Frauen
zugenommen - das zeigt sich jetzt. Der Grund ist, dass der Ubergang nur symbo-
lisch ist - wie wenn man neue Flaggen hisst. Einen wirklichen Ausgleich fiir das,
was durch den Abzug verloren geht, gibt es nicht. Bevor man die Verantwortung
iibergibt, miissen die Menschen dazu beféiihigt werden, ihre Probleme zu losen.
Und erst dann sollte der Ubergang erfolgen.»

Shah Gul Rezai, Parlamentsabgeordnete

«Wir haben natiirlich versucht, uns Gehor zu verschaffen, dariiber zu schreiben,
Pressekonferenzen durchzufiihren, unsere Sichtweisen nationalen und interna-
tionalen Einrichtungen mitzuteilen. Es ist ja nicht so, dass wir Frauen einfach
stillhalten. (...) Aber: Die Frauen brauchen ein klares Programm. Sie miissen
ihre Netzwerke ausbauen, mehr Kontakte kniipfen. Es ist ja nicht damit getan,
wenn man Frauen ermdichtigt und Dienstleistungen anbietet, sondern es geht
auch darum, wie wir mit aller Kraft das schiitzen kénnen, was wir erreicht
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haben, wie wir unsere Aktivitéiten ausweiten und wie wir dafiir sorgen kénnen,
dass die afghanische Regierung uns in ihre Entscheidungen einbindet.»
Shinkai Karokhail, Parlamentsabgeordnete

Shinkai Karokhail weist darauf hin, dass die geschlechterspezifischen Anliegen und
Bediirfnisse in Sicherheitsfragen sich nicht auf die Abwesenheit von Bedrohungen,
von Gewalt und von Zwéngen beschrédnken:

«Sicherheit muss immer im Zusammenhang gesehen werden. Wihrend der
Taliban-Zeit war die Sicherheitslage wunderbar, nur konnten wir nicht so
leben, wie wir das wollten. Sicherer war das Leben fiir Frauen aber schon. (...)
Nur wie war es um die geistige Sicherheit, um Bildung, freie MeinungsdufSe-
rung und andere Tétigkeiten bestellt? (...) War das wirklich Sicherheit? Eben
aus diesem Grund haben wir ein anderes Verstdndnis von Sicherheit; (...) wir
fordern nicht nur geteerte Strafsen, wir wollen Krankenhduser (...), Bildung,
sichere Arbeitsplitze und Freiheit fiir Frauen. [Wenn] Frauen etwas passiert, es
z. B. zu hduslicher Gewalt kommt, wie kénnen sie dann ihre Rechte einklagen?
Wie man sieht, Sicherheit hat sehr viele Facetten. Wenn wir iiber Sicherheit
reden, heifst das nicht, dass wir uns das Leben unter den Taliban zuriickwiin-
schen. Aber wir wollen trotzdem in Sicherheit leben.»

Shinkai Karokhail, Parlamentsabgeordnete

All dies setzt das Konzept eines geschlechterspezifischen, die Geschlechter gleicher-
mafien einbeziehenden Ubergansprozesses voraus, in dessen Rahmen die Geschlech-
terverhéltnisse und der Status der Frauen als Gradmesser fiir die Mittel, Vorgehens-
weisen, Wege, Entwicklungen und Ergebnisse dient. Da der Ubergang in Afghanistan
ganz auf Aspekte der Sicherheit ausgerichtet wurde, ist ein solches Konzept nun umso
notwendiger, denn nur so kann sichergestellt werden, dass die Stimmen und Sicht-
weisen von Frauen wihrend allen Phasen des Ubergangs (und nicht nur zu Beginn)
berticksichtigt werden.

Diejenigen Frauen, die Sicherheit fiir das wichtigste Thema beim Prozess des
Ubergangs halten, beispielsweise die Abgeordneten Raofi, Amini, Zaki, Ayobi,
Babakarkhail und Nayel, sehen in der angemessenen Ausriistung, Motivation und
Uberwachung der afghanischen Sicherheitskrifte (ANSF) eine Grundvoraussetzung
fiir sozio6konomische und politische Entwicklung. Viele der Befragten dufierten
sich sehr kritisch iiber die derzeitige Leistungsfahigkeit der Sicherheitskrifte ihres
Landes. Einige schlugen sogar vor, die militdrische Ausriistung der internationalen
Truppen solle in Afghanistan verbleiben und an die ANSF iibergeben werden. Andere
forderten, die internationale Gemeinschaft miisse langfristig fiir Ausriistung und
Ausbildung sorgen, da die Aufstdndischen stark seien und zudem die Gefahr drohe,
dass sich Nachbarldnder in Afghanistan einmischen.

Diejenigen, die den Ubergang als vielschichtigen, mehrdimensionalen Prozess
begreifen, verweisen auf eine Reihe von Aspekten, die im Rahmen des Ubergangs
angegangen werden miissen, und zwar besonders auch in den vorwiegend ldndlichen
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Randgebieten. In rechtlicher Hinsicht solle es beim Ubergang um Rechtsstaatlichkeit
gehen, basierend auf jiingeren Errungenschaften wie internationalen Abkommen
und dem Gesetz zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen, wozu die Bevolkerung
und vor allem Frauen verstérkt {iber Recht und Gesetz aufgekldrt werden miissten.
Im Bereich der Erziehung solle Schwerpunkt sein, durch Erziehung und Sozialisation
der Kinder wenigstens ein Mindestmaf an sozialem Gefiige wiederherzustellen. In
politischer Hinsicht gehdre zum Ubergang auch der Aufbau und die Stirkung staatli-
cher Institutionen, um Grundversorgung und soziale Infrastruktur herzustellen sowie
die aktuell fast allgegenwértige Korruption zu bekdmpfen. Abgeordnete und Aktivis-
tinnen betonen immer wieder, die Regierung miisse nicht nur verantwortlich handeln
und unbestechlich sein, es bediirfe auch «einer starken Regierung mit stabilen staat-
lichen Institutionen». Ein hierfiir oft genannter Grund ist, dass Steuern besser einge-
trieben werden miissen, denn hohere staatliche Einnahmen seien die Grundlage fiir
staatliche Dienstleistungen, fiir die Entwicklung des Landes und fiir den gesellschaft-
lichen Wandel. Zudem fordern die Aktivistinnen mehr zivilgesellschaftliche Teilhabe,
denn dies sei ein Motor des Wandels und bilde eine wichtige Kontrollinstanz.

Die Parlamentarierinnen sind sich uneinig dariiber, in welcher Reihenfolge der
Ubergang erfolgen soll, bzw. welche Aspekte vorrangig umgesetzt werden miissen:
«Sicherheit zuerst», um Armut zu bekdmpfen, Arbeit zu schaffen und die Wirtschaft
anzukurbeln; «Wirtschaft zuerst», um fiir Wachstum und Jobs zu sorgen und so die
Unsicherheit zu bekdmpfen; und schliefilich «Politik und Demokratisierung zuerst»,
um auf den verschiedenen Ebenen eine glaubwiirdige, legitime Fiihrungsriege
sowie funktions- und handlungsfihige Institutionen zu etablieren, die den Ubergang
umsetzen konnen und dabei vom afghanischen Volk unterstiitzt werden. Die
iiberwiegende Mehrheit der Aktivistinnen hielt einen mehrdimensionalen Prozess
des Ubergangs, bei dem gleichzeitig mehrere Aspekte bearbeitet werden - von denen
Sicherheit nur einer ist - fiir ein sehr anspruchsvolles Unterfangen. Fiir alle ist dabei
ein Ubergang dann unvollstindig und unzureichend, wenn er nicht zu Wandel und
Wiederaufbau fiihrt. Sicherheit konne nur dann nachhaltig geschaffen werden, wenn
soziale Kernfragen gel6st (gesellschaftliche Einrichtungen, ethnolinguistische Briiche,
wirtschaftliche Entwicklung und Wiederaufbau), Menschenrechte geschiitzt, Zugang
zum Rechtssystem gegeben und die Probleme der Leitungsstrukturen gelost seien.

Die meisten der Befragten sind sich einig: Wie der Ubergang ausgeht, das wird
entscheidend von der zukiinfigen Rolle der internationalen Gemeinschaft abhidngen.
Dies bedeutet allerdings auch, dass zumindest fiir den Moment Verantwortlichkeiten
und Entscheidungen vor Ort - durch die sich die Menschen in Afghanistan eines Tages
nachhaltig zu eigenverantwortlichen Akteuren entwickeln sollen - in einem gewissen
Maf$ nach aufien abgegeben werden miissen. Einige betonen dabei, wie wichtig es sei,
den Ubergang zu einem Prozess zu machen, an dem alle Menschen in Afghanistan
teilhaben - und zwar sowohl was die Themen, was die Entwicklung von Programmen
und was konkrete politische Mafinahmen angehe, als auch dabei, anschliefSend die
Schritte und Ergebnisse umfassend zu iiberpriifen. In diesem Zusammenhang wird
nicht nur kritisiert, dass Frauen weitgehend aufen vor bleiben, auch die Ausgren-
zung bestimmter politischer Institutionen, insbesondere des Parlaments, bei den
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Ubergangsverhandlungen und Beschliissen wird bemingelt. Der Aktivistin und
ehemaligen Abgeordneten Sabrina Saqib ist, wie vielen anderen Frauen auch, klar,
dass das Parlament im Rahmen des Ubergangs - dhnlich wie hinsichtlich der Regie-
rungsarbeit - eine Uberwachungsfunktion haben muss und von diesem Prozess
nicht ausgeschlossen werden darf - und zwar weder was die Finanzierung noch die
Umsetzung noch - und das nicht zuletzt - die Interessen der Bevolkerung betrifft.
Sie fragt, wie es sein kdnne, dass Parlamente in anderen Ladndern, in denen es Inter-
ventionen gibt, in der Regel iiber Truppenstédrke, Budgets und die Dauer der Entsen-
dung entscheiden, wéihrend in Afghanistan die Parlamentarier von all dem genauso
wenig wiissten wie die Bevolkerung und fiir Informationen meist auf die Medien
angewiesen seien. Saqib fiigt hinzu, es werde zu erheblichen Problemen kommen,
gelidnge es den Abgeordneten nicht, ihre Wahler davon zu iiberzeugen, dass das Parla-
ment in diesen Fragen eine Rolle zu spielen hat. Zum Einen wirke sich dies negativ auf
die Einstellungen der Menschen zum Ubergang aus, da so der Eindruck entstehe, die
Abldufe seien undemokratisch, wiirden von aufSen verordnet und gingen nicht auf die
Bediirfnisse der Menschen ein. Zum Anderen wiirde so das Ansehen einer fiir eine
erfolgreiche Demokratisierung so wichtigen Institution weiter geschwécht. Dennoch
miisse man hier wohl zwischen Regierung und Parlament unterscheiden, meinen
Beobachter wie Aziz Rafie, denn die Regierung habe schliefSlich die Oberhand - und
Zugang zu Verhandlungen und Geldern.

Fiir viele der Befragten ist der Ubergang untrennbar mit den gleichzeitig stattfin-
denden Friedensverhandlungen und mit gesellschaftlicher Auss6hnung verbunden.
Sorgen bereitet einigen jedoch die Zeitplanung. Beispielhaft sei hier Soraya Sobhrang
von der afghanischen Unabhéngigen Menschenrechtskommission zitiert:

«(...) alles hat seine Zeit. Wie kann man in einer Situation, in der der Feind stark
und man selbst schwach ist, verhandeln? Zurzeit ist unsere Regierung schwach,
und der Feind ist stark. Und da sagen wir: «Bitte, kdmpf nicht gegen uns. Bitte,
glaub an die Demokratie. Bitte, glaub an die Menschen- und die Frauenrechte,
mein Bruder. (...) Aktuell befinden sich [die Taliban] in einer Position der
Macht und machen Vorschldge - und wir machen uns Sorgen. (...) Man muss
seinen Feind zuerst besiegen; er muss geschwdcht werden, denn dann setzt er
sich an den Verhandlungstisch und sagt: <Bitte, lass uns eine Einigung finden.
Ich will nicht linger gegen euch kdmpfen.

Die Folgen des Ubergangs fiir politische Institutionen,
Themensetzung und Handlungsfahigkeit

Auf lange Sicht muss die Intervention der internationalen Gemeinschaft, muss jedes
Hineinregieren in afghanische Angelegenheiten ein Ende haben und die Verantwor-
tung fiir Sicherheit und Politik an die Menschen im Land iibergehen. Ein solcher
Ubergang besteht jedoch aus mehr, als nur die Verantwortung zu iibergeben. Es geht
um einen soziodkonomischen und politischen Wandel hin zu einer Demokratie,
etwas, das wahrend der ersten Jahre der Intervention hiufig als Ziel genannt wurde.
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Um dies zu erreichen, muss mit den Menschen vor Ort und den konkreten Institu-
tionen gearbeitet werden, und man muss auf die vorhandenen Fihigkeiten, Mittel
und Handlungsméglichkeiten eingehen, um Ziele des Ubergangsprozesses planen,
aushandeln, beschlieffen und umsetzen zu kénnen. Dabei muss es auch darum
gehen, moglichst alle in den Prozess einzubinden und ihre Rechte zu schiitzen. Die
Parlamentarierinnen Zaki, Babakarkhail und Ayobi betonen, bei einem solchen
Ubergangsprozess miisse auch das Parlament eine konstruktive Rolle spielen.

Der geplante Zeitpunkt fiir die Ubergabe wird jedoch von vielen als verfriiht und
als v.a. symbolischer Akt gesehen, da afghanische Akteure und Institutionen hierfiir
noch nicht bereit seien. Beispielhaft fiir diese Sicht sind die Fragen der Aktivistin und
ehemaligen Abgeordneten Sabrina Saqib: «Ich werde sagen: Was war euer Auftrag?
Habt ihr euern Auftrag erfiillt - ja oder nein? Warum seid ihr hierher gekommen?»
Hinzu kommt, dass der Ablauf der Machtiibergabe von vielen als undurchsichtig,
abgeschottet und schlecht definiert wahrgenommen wird. Wiederholt wurde gefragt,
wieviel Reform es fiir einen erfolgreichen Ubergang brauche. Sind beispielsweise die
Warlords, die jetzt politische Amter haben, und sind die schlecht ausgebildeten und
unmotivierten Sicherheitskrifte ausreichend auf den Ubergang vorbereitet? Wird in
den Planungen fiir die nichste Phase des Ubergangs bedacht, wie sich Sicherheits-
probleme l6sen lassen, beispielsweise die zunehmende Gewalt gegen Aktivistinnen,
die eventuelle Bildung von Milizen und die verstirkte Einfuhr von Waffen? Wurden
Indikatoren entwickelt, anhand derer sich messen ldsst, ob Institutionen, Mittel und
Ausstattung geniigen, die neue Verantwortung zu iibernehmen? Stehen bei solchen
Bewertungen die Bediirfnisse des afghanischen Volkes im Mittelpunkt? Kann man
angesichts restriktiver Gesetze wie im schiitischen Familienrecht, im Jugendstrafrecht
und Mediengesetz wirklich behaupten, die Geisteshaltung der Entscheidungstriager
habe sich verdndert? Diirfen die Wahlen verschoben werden - und welche Folgen
wird das haben? Und wessen Ubergangsszenario ist das alles {iberhaupt? Shukria
Barakzai und andere Parlamentarierinnen beméngeln, dass es die internationalen
Akteure an Garantien und moralischer Unterstiitzung fehlen lassen.

Parlamentarierinnen und Frauenrechtlerinnen weisen darauf hin, der Ubergang
stelle fiir viele Afghaninnen und Afghanen eine starke Belastung dar, was sich im
Verfall der Immobilien- und Grundstiickspreise, in sinkenden Investitionen und
zunehmenden Auswanderungsgedanken niederschlage. Die Parlamentarierinnen
fiirchten, es werde fiir sie immer schwieriger, in ihren Wahlkreisen politisch zu
arbeiten, da ihre Mobilitdt aufgrund der Sicherheitslage stark eingeschrankt ist und
sie wenig Vertrauen in die afghanischen Sicherheitskrédfte haben. Eine Reihe von
Parlamentarierinnen bezweifelt, dass Parlament und Regierung den demokratischen
Wandel wirklich voranbringen kénnen.

«Die Institutionen in Afghanistan sind sehr schwach. Was wir haben, sind,
denke ich, nur Gerippe von Institutionen (...). Zwar gibt es ein Parlament, aber
als Institution ist es schwach. (....) Das Gute an Institutionen ist: Ich trete in
sie ein, ich arbeite dort, ich verlasse sie wieder. Dann kann eine andere Person
kommen, und sie kann meine Arbeit fortsetzen. Nur - so ist es in Afghanistan
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leider nicht. Die Exekutive ist nicht sehr professionell. Sicher, im Vergleich
zur Situation vor elf Jahren ist es heute besser, das stimmt schon. Aber damit
Verantwortung iibernommen werden und auf die Afghaninnen und Afghanen
iibergehen kann, miissen die Institutionen gestdrkt werden - nur dann Idisst sich
sicherstellen, dass es nicht nur Einzelne sind, die hierbei profitieren.»
Farkhunda Naderi, Parlamentsabgeordnete

«Ohne Sicherheit kein Parlament. Die Taliban sind eine stdndige Bedrohung
fiir uns, was sich negativ auf sdmtliche politischen Institutionen auswirkt.
(...) Die Afghaninnen und Afghanen sind nicht in der Lage, fiir Sicherheit zu
sorgen, und das bedeutet, das von der internationalen Gemeinschaft geférderte
demokratische System, die in Afghanistan investierten Mittel, die S6hne, die
hier ihr Leben gelassen haben - all das wird umsonst gewesen wird.»

Safura Elkhani, Parlamentsabgeordnete

Soraya Sobhrang, Mitglied der Unabhédngigen Afghanischen Menschenrechtskom-
mission, berichtete, dass sie mehrfach Drohungen erhalten habe und im Moment 16
Beschwerden von Frauenrechtlerinnen und Menschenrechtsaktivistinnen bearbeite,
von denen einige das Land verlassen hitten. Sie und andere der befragten Frauen
befiirchten, dass sich die Situation nach 2014 erheblich verschlechtern wird. Wenn
nicht einmal die internationale Gemeinschaft in der Lage sei, Frieden und Sicherheit
zu schaffen, wie sollen dann erst afghanische Sicherheitskrifte geschlechterpoliti-
sche Positionen verteidigen? Frithere Erfahrungen liefien hier wenig Gutes erhoffen,
und es sei damit zu rechnen, dass Frauenrechte riickgdngig gemacht werden und der
Schutz vor Gewalt weiter abnehme.

Einige der befragten Frauen denken, dass viele an den anstehenden Wahlen gar
nicht erst teilnehmen werden, oder sie bezweifeln, dass die Wahlen wie geplant statt-
finden. Andere gehen davon aus, dass bestimmte starke, undemokratische Krifte die
politischen Institutionen zu ihren Zwecken missbrauchen und die demokratischen
parlamentarischen Prozesse und die Gleichstellung der Geschlechter aushéhlen
werden. Auch fiir den Fall, dass mit den aufstdndischen Gruppen ein Deal geschlossen
und sie an der Macht beteiligt werden, sei damit zu rechnen, dass die demokratischen
Institutionen Schaden ndhmen:

«(...) und dann werden die Demokraten wieder in der Minderheit sein, und sie
[die Aufstindischen] werden uns mit eben jenen Werten besiegen, an die wir
glauben. Sie werden demokratische Werte gegen die Demokratie einsetzen, und
dann wird es einfach sein, die Verfassung zu dndern. Sie [die Aufstindischen]
gehéren zu denen, die die Verfassung dindern werden. Die Verfassung ist etwas,
das man nicht dndern darf (...).»

Sabrina Saqib

«Der Ubergang wirkt sich nachteilig auf meine politischen Anliegen aus, insbe-
sondere was die Frauenpolitik betrifft. Polizei und Armee sind konservativ und
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nehmen keine Riicksicht auf die Rechte von Frauen. Aktuell erlaubt es der politi-
sche Prozess, Wahlkampf zu fiihren, Plakate zu kleben und andere gesetzlich
geregelte Dinge zu tun, um einen Sitz im Parlament zu gewinnen. Sollte sich
die internationale Gemeinschaft aber zuriickziehen, dann werden mdchtige
Leute und Militdrs im Parlament sitzen, und sie werden die Frauen aus Politik
und Parlament vertreiben. (...) Kommt es dazu, dann werden Warlords und
Militéirs die Politik bestimmen, ganz gleich, ob sie davon etwas verstehen oder
nicht (...).»

Najia Babakarkhail, Parlamentsabgeordnete

Wahlen, die nicht allgemein und frei sind, bei denen es zu Wahlbetrug kommt, sowie
auch eine Verschiebung des Wahltermins werden, so fiirchten viele der Frauen,
schwerwiegende Folgen fiir den Ubergang und fiir die politische Beteiligung und
die Handlungsspielrdume von Frauen haben. Sollten die Wahlen abgesagt werden
- beispielsweise weil sich die Sicherheitslage im Land verschlechtert -, konnte
das gesamte politische System seine Legitimation verlieren. Dies, so Nematullah
Basharwal, Sprecher des Staatsministeriums fiir parlamentarische Angelegenheiten,
kénne dann dazu fiihren, dass die parlamentarische Kontrolle {iber die verschiedenen
Abteilungen und Ebenen der Regierung verloren geht.

In den Gesprédchen gab es auch einige wenige optimistische Einschétzungen,
beispielsweise was die jiingere Generation und eine Wachabldsung innerhalb der
politischen Eliten angeht oder auch hinsichtlich neuer politischer Netzwerke und
Biindnisse. Durch solche Biindnisse solle die Vormachtstellung des Karsai-Klans und
der Mudschaheddin gebrochen und ersetzt werden durch einen Zusammenschluss
von Technokraten oder parlamentarischen Gruppen, die nicht ethnisch ausgerichtet
sind. Dergleichen konne bis 2020 erreicht werden: «Afghanistan nimmt Gestalt an.
(...) Das ist sehr positiv, weil wir mit solchen neuen Biindnissen eine Politik ablésen
koénnen, die allein auf ethnische, sprachliche, regionale und politische Zugehorig-
keiten setzt (...)» (Aziz Rafie, Vorsitzender des Afghan Civil Society Forum).

Aziz Rafie fiigte jedoch hinzu, der Riickzug der internationalen Gemeinschaft
koénne die Parlamentarier und Aktivisten, die fiir Demokratie und Menschenrechte
kidmpfen, auch entmutigen und dazu fiihren, dass sie an Unterstiitzung verlieren, da
die Bevolkerung dann von méchtigen Gruppierungen verstiarkt unter Druck gesetzt
und beeinflusst werden konnte. Da das soziale Gefiige durch die vergangenen
Konflikte zerstért und seit 2001 nicht wieder aufgebaut wurde, seien die Menschen
sehr verwundbar - sowohl als Einzelne wie auch als Mitglieder eines Gemeinwesens,
einer Nation. Ein nachhaltiger Friedensprozess, die Beilegung von Konflikten und
ein Ubergang seien nur dann méglich, wenn eine Gesellschaft sich ausséhne und es
einen nationalen Konsens gebe, auf den die Mitglieder der Gesellschaft sich beziehen
und an den sie sich halten. Eine Aktivistin gab allerdings zu bedenken, wie schwierig
es sei, solche Grundbedingungen herzustellen: «Wer 30 Jahre lang nur ums Uberleben
gekampft hat, fiir den ist dieses Land keine Heimat; Heimat und Familie sind da, wo
Sicherheit ist. Diese Vorstellung, wir brauchten eine nationale Identitdt und so weiter
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- ich glaube, dafiir werden wir noch sehr lange brauchen.» Dem stimmten viele
andere zu.

Zu befiirchten ist, dass der Riickzug internationaler Organisationen und Entwick-
lungsprojekte, zu dem es im Gefolge des Abzugs der Truppen kommen kann, dazu
fiihrt, dass die afghanische Zivilgesellschaft, die nach wie vor finanziell und was den
Aufbau von Kapazititen betrifft stark auf Unterstiitzung von auflen angewiesen ist,
international immer weniger beachtet wird. Besorgt wurde auch darauf hingewiesen,
das Interesse der internationalen Gemeinschaft habe sich in Richtung der arabischen
Staaten verlagert, was die Fahigkeit der afghanischen Zivilgesellschaft, weiter Projekte
zu organisieren und voranzubringen, stark beeintrdchtige. Die Gesprachsteilneh-
merinnen betonten, diese Probleme konnten sich weiter verschiarfen - nicht allein
durch eine Verschlechterung der Sicherheitslage -, sollten die demokratischen Insti-
tutionen dem Ubergang nicht gewachsen sein. Trete dies ein, werde es dazu fiihren,
dass sich Biirgerinnen und Biirger immer weniger zivilgesellschaftlich engagieren.

Soll die Internationale Gemeinschaft in Afghanistan bleiben oder
sich zuriickziehen?

«Erfolgt der Ubergang mit dem richtigen Majf$ an Verantwortungsgefiihl? Weifs
die internationale Gemeinschaft, was nun geschehen wird? Achtet sie ausrei-
chend auf die Frauen in Afghanistan?»

Shinkai Karokhail, Parlamentsabgeordnete

«(...) Unsicherheit in Afghanistan fiihrt zu Unsicherheit auf der ganzen Welt.
Ein instabiles Afghanistan bedeutet eine instabile und unsichere Welt.»
Aziza Jalis, Parlamentsabgeordnete

Die Mehrheit der interviewten Parlamentarierinnen und Aktivistinnen hélt den
vollstdndigen (militdrischen und/oder zivilen) Abzug der internationalen Gemein-
schaft bis 2014 fiir falsch und verfriiht. Das ist nicht neu und war in den Medien und
Diskussionen schon oft zu héren. Behauptet wird hier, die internationale Gemein-
schaft miisse das Erreichte, die zugesagten Mittel und die bestehenden Projekte
absichern und weiter ausbauen, anderenfalls komme es zu einem Riickfall, zu neuer-
lichen grenziiberschreitenden Konflikten und einem weiteren frauenfeindlichen
Regime.

Der internationalen Gemeinschaft werden fortgesetzt weitreichende Aufgaben
und Rollen zugeschrieben, wodurch in gewissem Mafie Schritte hin zu gréferer
Eigenverantwortung, weniger Abhidngigkeit von externen Kriften und mehr
Autonomie auf der Kippe stehen. Die internationale Gemeinschaft soll demzufolge
(i) in die Entwicklung und den Aufbau von Kapazitdiiten investieren - um mensch-
liche, soziale, wirtschaftliche, politische und Sicherheitsbediirfnisse zu erfiillen; (ii)
Finanzierungsliicken schliefSen - durch Beihilfen fiir den Staatshaushalt Afghanistans
und ein grofieres Maf$ an Direktfinanzierung; (iii) Unsicherheiten verringern, die von
Korruption, Drogen oder Aufstinden herriihren; (iv) Demokratie institutionalisieren
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- und zwar auf staatlicher Ebene - und dabei gleichzeitig die Zivilgesellschaft unter-
stiitzen.

Mehrere Befragte glauben, ohne die Prdsenz und fortlaufende Unterstiitzung
durch internationale Truppen sei derzeit Sicherheit nicht moglich. Desweiteren solle
die Lage der Frauen zum Gradmesser fiir Entwicklung und den Ubergang des Landes
gemacht werden - und ein solcher Ansatz miisse von der internationalen Gemein-
schaft kontrolliert und, bei Verstof3en, bis zu einem gewissen Maf$ auch geahndet
werden. Das Datum 2014 allein sei kein ausreichender Richtwert fiir die Riickzugs-
strategie der internationalen Gemeinschaft. Stattdessen sollten Kenngréfien fiir einen
schrittweisen Riickzug ausgearbeitet werden, die festlegen, wann konkrete Zielvor-
gaben in den folgenden Bereichen erreicht wurden: Selbststdndigkeit, menschliche
Sicherheit, Schutz von Rechten, Entwicklung, Aufbau von Kapazititen, staatliche
Einnahmen und Steuerwesen, demokratische Politik fiir alle sowie die Schaffung
nachhaltiger institutioneller Absicherungen. Unter diesen Voraussetzungen ist 2014
vielleicht nicht der richtige Zeithorizont fiir das Ende des internationalen Einsatzes.
In den Beschliissen aus dem Jahr 2001 ist festgehalten, wozu sich die internationale
Gemeinschaft verpflichtet hat, ndmlich dafiir zu sorgen, dass sich die Ereignisse der
1990er Jahre nicht wiederholen. Die oft zu hérende Parole lautet: «Verantwortungs-
bewusster Ubergang, verantwortungsbewusster Abzug» (Shinkai Karokhail). Die
Abgeordnete Raihana Azad brachte es auf den Punkt, wie es um Verantwortung und
Rolle der internationalen Gemeinschaft vor und nach einer wie auch immer gearteten
Ubergabe bestellt ist:

«Ich denke, die internationale Gemeinschaft sollte ihre Meinung zum Ubergang
dndern und uns bei den anstehenden Wahlen unterstiitzen. (...) Die inter-
nationale Gemeinschaft darf nicht annehmen, der Terrorismus sei nur der
Feind Afghanistans - er ist auch ihr Feind. Der Zeitrahmen fiir den Ubergang
sollte nach hinten verschoben werden, um mindestens zwei Jahre, denn dann
werden wir den néichsten Prisidenten wéihlen. Vorher sollte der Ubergang
nicht erfolgen. Die internationale Gemeinschaft hat das Leben ihrer Séhne
und jungen Mdnner hingegeben und hat uns finanziell unterstiitzt; das darf
nicht umsonst gewesen sein. Die internationale Gemeinschaft sollte sich nicht
einfach aus Afghanistan zuriickziehen und die Errungenschaften der letzten
zehn Jahre in den Wind schreiben. Sowohl militdrische wie auch zivile Krdifte
sollten in Afghanistan bleiben, denn ich glaube, zieht sich auch nur eine dieser
Kriifte zuriick, wird das gravierende Folgen fiir die Menschen im Land und fiir
die Regierung haben. Ganz offensichtlich ist die derzeitige Regierung auf die
Unterstiitzung der internationalen Gemeinschaft angewiesen. Durch die Hilfe
der internationalen Gemeinschaft haben wir heute Tausende Schiilerinnen
und Schiiler, Studentinnen und Studenten, haben wir eine Zivilgesellschafft,
Universitdten, Sicherheit, Frauenrechte. Wir erwarten, dass die internationale
Gemeinschaft aufhort, die Warlords zu unterstiitzen. Wir, die demokratischen
Kriifte, konnen uns nicht frei dufSern, da die internationale Gemeinschaft die
Warlords immer noch stiitzt. In unserem Land leben viele Demokraten, junge,
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gebildete und weltoffene Menschen. Die internationale Gemeinschaft sollte in
diese Menschen investieren und in neue demokratische Parteien und eine Zivil-
gesellschaft - und sie dabei unterstiitzen, eine wahre Demokratie aufzubauen.»

Raihana Azad, Parlamentsabgeordnete

In diesem Sinne sehen einige Parlamentarierinnen und Aktivistinnen die anste-
henden Wahlen als entscheidend fiir den Ubergang, kénnten sie doch, so oder so, die
politischen Weichen in Afghanistan stellen.

Eine kleinere Gruppe wiinscht sich, dass die internationale Gemeinschaft nach
2014 eine weniger unmittelbare Rolle spielt. Thnen zufolge soll die internationale
Gemeinschaft ihre Sicherheitskréfte abziehen und stattdessen die Regierung und ihre
Behorden sowie Nachbarldnder wie Iran und Pakistan, die evtl. Probleme verursa-
chen kdnnten, beobachten, beraten und ihnen gegeniiber Lobbyarbeit betreiben. Nur
wenige sehen im Abzug der internationalen Truppen die Chance, selbstbestimmt ein
Programm fiir den Ubergang auszuarbeiten und umzusetzen sowie Militirausgaben
in die Entwicklungsarbeit umzuleiten.

Mehrere der Befragten betonten, die internationale Gemeinschaft miisse eine
entscheidene Rolle dabei iibernehmen, die Region zu iiberwachen, das heifst, dafiir
zu sorgen, dass sich Nachbarldnder nicht in afghanische Angelegenheiten einmi-
schen, und dazu beitragen, regionale Konflikte zu l6sen und die Integration der
Region voranzubringen.

Afghanistan 2024: Wunschtraum oder Albtraum?

«Ich denke, dass alle in Afghanistan sowohl Wunschtrdume als auch Albtréiume
haben, und ich hoffe, dass der hoffnungsvolle Traum Wirklichkeit wird. Anzei-
chen datfiir gibt es jedoch so gut wie keine. Dennoch sollten wir die Hoffnung
nicht aufgegeben. Es gibt viele, viele Chancen und auch viele, viele Heraus-
forderungen. Wenn wir uns ausreichend Gehor verschaffen (...), wenn wir als
einige Nation handeln, als einige Bevélkerung und Regierung aufireten, dann
werden wir die meisten Herausforderungen auch bewidiltigen konnen.»

Sabrina Saqib, Aktivistin und ehemalige Parlamentsabgeordnete

Auf Afghanistan kommen im ndchsten Jahrzehnt zweifellos schwierige Zeiten zu.
Als wir auf eine unserer Gesprachspartnerinnen warteten, verbrachten wir einige
Zeit im Besucherraum einer Parlamentsfraktion. AufSer uns waren nur ménnliche
Abgeordnete und der Ehemann unserer Gespriachspartnerin zugegen. Als wir in die
Runde fragten, wie sie sich Afghanistan im Jahr 2024 vorstellten, konnten viele mit der
Frage nichts anfangen, sie kaum beantworten. Keiner der fiinf ménnlichen, dlteren
Abgeordneten hatte ein positives Bild von der Zukunft des Landes; immer wieder
wurde die von Gewalt geprégte Vergangenheit auf die Zukunft projiziert. Die Halfte
der befragten weiblichen Abgeordneten war hingegen vorsichtig optimistisch und
betonte, dies sei auch notwendig; dabei fielen ihre konkreten Erwartungen fiir die
Zukunft eher verhalten aus.
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«Als Politikerin darf ich nicht pessimistisch sein, denn ich kdmplfe ja fiir einen
Wandel zum Besseren. Ich muss die positiven Aspekte [des Ubergangs] heraus-
stellen, darf gleichzeitig aber auch nicht die Realitit verleugnen (...). Um
zuversichtlich sein zu kénnen, miissen wir uns Gehor verschaffen, miissen auf
bestimmte MafSnahmen hinwirken - auch wenn uns nicht viel Zeit bleibt (...).»

Farkhunda Naderi, Parlamentsabgeordnete

Es ist bemerkenswert, dass die Fahigkeit, an eine positive Zukunft glauben zu kénnen,
scheinbar weniger mit dem Geschlecht und mehr mit dem Alter der Befragten zu
tun hat. Die Erfahrungen der Konflikte und gewaltsamen Umstiirze wirkt anders auf
die Psyche der jiingeren Menschen, fiir die das Jahrzehnt seit Beginn der Interven-
tion einen GrofSteil der Erfahrungen prégt. Eben deshalb hoffen einige der befragten
Parlamentarierinnen auf die jungen Menschen und sind von der an der Macht befind-
lichen dlteren Generation bitter enttduscht.

«Ich habe Hoffnungen fiir die Zukunft, wenn die neue Generation kommt; (...)
nach zehn Jahren wird eine neue Generation endlich wieder Entscheidungen
treffen, die die alte Garde gegenwidirtig blockiert. Im Ausland herrscht Unsicher-
heit, ob man in Afghanistan nicht vielleicht den falschen Weg eingeschlagen
hat.»

Shukria Barakzai, Parlamentsabgeordnete

Die meisten positiven Erwartungen und Trdume griinden auf einer fortgesetzten
Unterstiitzung durch die internationale Gemeinschaft, auf die Hoffnung, Afghanistan
werde nicht erneut seinem eigenen Schicksal iiberlassen. Als weitere Bedingungen
fiir einen Wandel zum Guten wurden genannt: eine rechtméflige, starke politische
Fiihrung, die sich nicht an Sonderinteressen orientiert; funktionsfihige, kompetente
Institutionen wie das Parlament und seine Ausschiisse; und dass das Sektierertum aus
der Politik verschwinde.

Viele der interviewten Frauen betonten, die Frauen in Afghanistan wiirden weiter
versuchen, fiir ihre Rechte zu kdmpfen, und viele merkten an, die Traditionen im
Lande veranderten sich, und der Kampf miisse auf jeden Fall weitergehen, ganz gleich
ob die Taliban an die Macht zuriickkehrten oder nicht.

Als Schwerpunkte wurden immer wieder genannt: (i) Aus Afghanistan muss ein
entwickeltes und unabhdingiges Land werden, ein Land, das den Nachbarldndern in
Fragen der Sicherheit, wirtschaftlichen Lage und politischen Situation ebenbiirtig
ist, und das sich Einmischungen von aufien erwehren kann; (ii) eine sichere, bessere
Existenzgrundlage fiir das afghanische Volk, das heif$st gute Regierungsfithrung, eine
Politik die, frei von Korruption, verantwortlich handelt sowie mehr Sicherheit; (iii) ein
héheres gesellschaftliches Ansehen fiir die afghanischen Frauen, also Sicherheit und
Bewegungsfreiheit sowie das Recht, am 6ffentlichen Leben mitzuwirken, - und das
nicht nur in Kabul, sondern auch in den Provinzen.
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«Mein Traum ist, dass es in Afghanistan keine Gewalt gegen Frauen mehr
gibt, dass Wiederaufbau und Entwicklung das Land voranbringen, sich eine
wahrhaft demokratische Regierung bildet, die Sicherheitslage kein Problem
mehr ist, dass es Rechtsstaatlichkeit gibt und die in der Verfassung garantierte
Gleichheit der Geschlechter auch in der Praxis umgesetzt wird.»

Shah Gul Rezai, Parlamentsabgeordnete

Die gegenwartige Lage hingegen bot Anlass zum Pessimismus. Auf unsere Fragen,
wie Afghanistan im Jahr 2024 aussehen solle, wurde uns eine Reihe von Gegenfragen
gestellt: Wie kann die Situation in Afghanistan stabil bleiben, wenn man das Land sich
selbst iiberldsst? Wie lange dauert es, ein Land, seine Gesellschaft und seine politi-
sche Landschaft nach 30 Jahren Krieg wiederaufzubauen? Geniigt das kurze Engage-
ment der internationalen Gemeinschaft - kaum 15 Jahre - dafiir, das Land nachhaltig
und in neuer Form aufzubauen? Kénnen ohne die internationale Gemeinschaft (ihre
Truppen oder ihren Druck, ihre Kontrollen) sowie ohne ein besseres Auskommen
mehr Sicherheit und Stabilitét erzielt werden?

Diejenigen weiblichen Abgeordneten, die eher pessimistisch waren, glaubten
2014 seien die Voraussetzungen noch nicht gegeben, Afghanistan im Laufe weiterer
zehn Jahre in ein selbstdndiges Land zu verwandeln. Damit stehen sie nicht allein,
denn auch mehrere der eher zuversichtlichen und der schwankenden Parlamentarie-
rinnen machten ihre Einschidtzungen von folgenden Bedingungen abhéngig: eine gute
Entwicklung der Sicherheitslage, Demokratie und Wirtschaft sowie weitere Unterstiit-
zung durch die internatioanle Gemeinschaft, da es im Lande selbst an Ressourcen
und Kompetenz mangele, Korruption weit verbreitet sei und die schwachen Instituti-
onen sowie die instabile politische Fiihrung ohne Unterstiitzung nicht fiir Stabilitédt in
einer schwierigen Region sorgen konne.

Auch die interviewten Frauenrechtlerinnen und Aktivistinnen waren bei ihren
Visionen fiir die Zukunft zwiegespalten und schwankten zwischen einerseits (i)
Hoffnungen fiir und Trdumen von einem Land, das gut regiert wird, in dem es
Wohlstand, Entwicklung und Sicherheit gibt und in dem demokratische Werte und
Menschenrechte geachtet werden - und andererseits, (ii) bedingt durch ihre Erfah-
rungen und die alltdgliche Wirklichkeit, der Angst vor einem neuerlichen Biirgerkrieg,
vor Zerstorung, Unterdriickung und allgemeiner Unsicherheit. «Ich triume nicht, weil
man, wie es in unserer Gesellschaft wirklich aussieht, in Traumen nicht ausdriicken
kann», sagt Maryam Bahar, amtliche Genderbeauftragte. Wenn sie iiber Afghanistans
Zukunft nachdenkt, schwankt sie zwischen Wunsch- und Albtrdumen. Sabrina Saqib
geht es dhnlich, sie fiigt jedoch hinzu, «momentan spricht viel dafiir, dass Afgha-
nistan eher ein kaputtes Land ist als ein geeintes Land, dem es gut geht und das sich
entwickelt». Andere betonen, wie schwierig und vielféltig die Voraussetzungen dafiir
sind, die Dinge zum Guten zu wenden: Es braucht institutionalisierte Demokratie,
Ubergangsjustiz, Rechtsstaatlichkeit, Frieden, Sicherheit, und Kompetenz muss
aufgebaut werden. Auch der Ausgang der Wahlen und der Friedensverhandlungen
wird entscheidend sein. So verwundert es nicht, dass einige der interviewten Aktivis-
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tinnen nicht wissen, ob sie, sollte sich die Lage verschlechtern, in Afghanistan bleiben
werden.
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Statt Schlussfolgerungen und
Empfehlungen: DenkanstoBe

«Was in den letzen zehn Jahren nicht geschafft werden konnte, wird sich nun
nicht iiber Nacht dadurch einstellen, dass man Afghanistan in die Eigenverant-
wortung entldisst - und dies umso mehr, als sich die allgemeine Sicherheits- und
Wirtschaftslage derzeit verschlechtert.»

Barbara Stapleton 2012: 3

Was die Aussichten betrifft, in Afghanistan Konflikte zu {iberwinden und einen
geschlechter- wie gesellschaftspolitischen Wandel einzulduten - so wie sich das
manche Vertreter/innen staatlicher und nichtstaatlicher Organisationen ausmalen
und wie in einer Reihe nationaler und internationaler Abkommen definiert -, ist
festzuhalten: Ein derartiger Wandel steht nicht im Widerspruch zum gesellschaftli-
chen und kulturellen Unterbau Afghanistans. Einem erfolgreichen Ubergang stehen
eher andere Faktoren im Wege, ndmlich der fehlende politische Wille nationaler
und internationaler Akteure, die mangelnde Beteiligung aller Betroffenen und, in
grofSen Teilen der Bevolkerung, die Unkenntnis der eigenen Rechte und die schlechte
Bildungslage. Hier sehen Frauen- und Menschenrechtsaktivistinnen sowie Parlamen-
tarierinnen die internationale Gemeinschaft in der Pflicht - und zwar weit iiber den
fiir 2014 angestrebten Abzug hinaus (siehe hierzu auch ActionAid 2011: 3; Afghan
Women'’s Network 2011a: 5).

Viele der hier wiedergegebenen Bedenken und Einschitzungen finden sich auch
in anderen Kurzdarstellungen und Studien aus den letzten zwei Jahren. Dies stiitzt die
Erkenntnisse unserer Studie, die auf einer sehr kleinen Stichprobe beruht, ndmlich
Gespréchen, die in der ersten Septemberhilfte 2012 mit weiblichen Parlamentsabge-
ordneten, Regierungsvertreterinnen und Aktivistinnen gefiihrt wurden. Die meisten
Fachleute betonen vor allem die (geschlechtsspezifischen) Dimensionen der Sicher-
heits- bzw. Unsicherheitslage und die Folgen, die dies fiir die politische Teilhabe von
Frauen hat. Sie verweisen daneben darauf, wie schwierig es ist, Konflikte zu schlichten
und den Frieden abzusichern, sowie auf die Notwendigkeit, dass alle national und
international Beteiligten gemeinsam Gradmesser entwickeln, anhand derer sich
messen ldsst, ob der Ubergang den Kriterien der Rechenschaftspflicht und der
Nachhaltigkeit entspricht und wie er innerhalb eines realistischen Zeitrahmens und
mit langfristiger internationaler Unterstiitzung umgesetzt werden kann (siehe Afghan
Women'’s Network 2012; CARE 2012; International Crisis Group 2012; Liechtenstein
Institute on Self-Determination 2012; Stapleton 2012; EU Institute for Security Studies
2011, Smith 2011).
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In den letzten Jahren gab es die Tendenz, bei der internationalen Interven-
tion in Afghanistan Ansétzen zu folgen, von denen man sich «ausreichende» oder
«geniigende» Ergebnisse erhoffte. Hinter solchen Strategien verbergen sich vor allem
duflere Faktoren, ndmlich eine gewisse Interventionsmiidigkeit, finanzielle Zwinge
im Gefolge der Weltwirtschaftskrise, neue Prioritdten in Sicherheitsfragen und neue
Schwerpunkte, die man nach den Aufstdnden in der arabischen Welt setzte. Belegt
werden derartige Verschiebungen dadurch, dass die internationale Gemeinschaft in
Afghanistan nicht gegen Wahlfdlschungen vorging - ein ernstes Versdumnis, durch
das Biirgerrechte hintergangen werden und langwierige institutionelle Konflikte
entstehen konnen sowie als Folge die Ablehnung der neuen staatlichen Strukturen
durch das Volk. Ein weiteres Anzeichen ist, dass es an echtem politischem Engage-
ment und Teilhaberechten fehlt und nicht iiberpriift wird, ob die nationalen und
internationalen Ubergangsverhandlungen im Einklang mit fritheren Versprechen und
Zusagen stehen.

Orientiert sich das internationale und nationale Engagement weiterhin an der
«Vision 2020» oder hat man sich von ihr verabschiedet? Damit die begonnenen
Verdnderungsprozesse wenigstens zu minimalen Erfolgen fithren, muss das weitere
Engagement den Prinzipien eines «verantwortlichen, offenen, auf allgemeiner
Teilhabe basierenden und geschlechtergerechten Ubergangs» folgen. Bei einem
solchen Vorgehen sollten die gewédhlten Methoden nicht in erster Linie sicherheits-
politischen und militdrischen Logiken folgen, vielmehr miissen bisherige Ansitze
iiberdacht und sédmtliche Betroffenen - und Interessengruppen in die Umsetzung
und Ergebniskontrolle miteinbezogen werden - und eben nicht nur die iiblichen
neokonservativen Machtmenschen. Im Umgang mit denjenigen, die engagiert fiir
den Wandel eintreten und dabei ihr Leben aufs Spiel setzen - und die nach 2014 nicht
einfach «abziehen» konnen oder wollen -, sollte sich die internationale Gemein-
schaft an ihre frither gemachten Versprechen erinnern. Warum sichert man nicht die
entstandenen, entscheidenden Handlungsrdume und Institutionen ab? Geschédhe
dies, wiére es moglich, einen Diskurs iiber selbstbestimmte, selbsttragende Modelle
fiir einen Ubergang zu fithren und diese umzusetzen - Modelle, durch die Spaltungen
zwischen Konfliktparteien, Opfern und Tétern {iberwunden werden konnten. Die
ersten wichtigen Schritte sind gemacht und die noch wackligen Errungenschaften
sollten nun abgesichert werden.

«Was die Einstellungen von Frauen angeht, kann man bei vielen einen Wandel
beobachten (...). Sie befinden sich heute geistig auf einer ganz anderen Ebene.
Diese Frauen bleiben nicht mehr einfach so bei Haus und Herd. Kann man
sich vorstellen, dass N.N. [eine Diskussionsteilnehmerin] wieder nur Hausfrau
wird? Selbst wenn Mullah Omar an die Macht zuriickkdme, sie wiirde nicht
stillhalten. Vor zehn Jahren hatten wir vielleicht noch nicht die Kraft dazu.
Heute stehen wir auf einem anderen Level - und dadurch fiihlen sich viele
bedroht. Einige von uns werden an den Entwicklungen vielleicht zerbrechen,
aber andere werden stéirker daraus hervorgehen.»

Palwasha Hassan, Frauenrechtlerin
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Angesichts der historischen Biirde und der Bediirfnisse vor Ort, geniigt es nicht, dass
die an der Intervention beteiligten Krifte «ausreichende» Ergebnisse anstreben - zu
vielféltig sind die Herausforderungen, zu viel steht auf dem Spiel. Afghanistan darf
nach 2014 nicht erneut zum Negativbeispiel fiir die Gefahren internationaler Inter-
ventionen werden.
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CCB
Löschung
Zu Beginn der militärischen Intervention in Afghanistan diente der
Einsatz für die Rechte der Frauen als eine der Legitimationsquellen
für das Eingreifen. Im Zusammenhang mit der Übergabe der Sicherheitsverantwortung
an die afghanischen Streitkräfte („Transition“)
in den kommenden Jahren laufen die Menschen- und Frauenrechte
Gefahr, ganz von der politischen Agenda in Afghanistan zu verschwinden.
Aus der vorliegenden Studie von Andrea Fleschenberg

CCB
Löschung
wird ersichtlich, dass die Stimmen von Frauen in den entsprechenden
Debatten bisher nur selten gehört oder berücksichtigt werden. Und
das, obwohl der Übergang gerade für Frauen erhebliche Folgen
haben dürfte. Eingerahmt von Gesprächen mit Frauenrechtsaktivistinnen
und Parlamentarierinnen enthält die Studie Vorschläge für
die künftigen internationalen Verpflichtungen.
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